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1 Deutsche Außenpolitik im Vergleich: Handlungsregeln 

der Türkeipolitik 2011 - 2014 

1.1 Einleitung 

Deutschland und die Türkei – zwei Nationen, welche zunächst, würde man sie nur 

einem oberflächlichen Vergleich unterziehen, eine scheinbar hohe Heterogenität 

zueinander aufweisen. Alleine die geographische Lage spricht eindeutig dafür, dass 

Ähnlichkeiten zwischen beiden Ländern bestenfalls als wenig wahrscheinlich gelten 

können. Und doch sind beide durch ein über Jahrhunderte1 andauerndes Band, 

welches mal fest, mal lose war, verbunden. Aber nicht diesem Band, welches aus 

diversen Bestandteilen zur jeweils betrachteten Zeit bestand und besteht, gilt das 

Interesse dieser Arbeit; vielmehr soll alleine das „zeitgenössische“ Ende des besagten 

näher betrachtet und analysiert werden. 

Hierbei lohnt es sich, diesem Vorhaben ein besonderes Interesse zu widmen, da neben 

aktuellen Ereignissen2 auch die besondere Stellung der Türkei durchaus beachtenswert 

erscheint. Bezüglich der Beziehungen zu Deutschland fällt die Positionierung der Türkei 

in verschiedenen Bereichen unterschiedlich aus. Bereiche sind hierbei die Ausländer- 

und Migrationspolitik, die Europa- und Bündnispolitik, sowie die „traditionelle deutsch-

türkische Freundschaft“ (Kramer: 2007, S. 482), welche jedoch spätestens ab den 90er 

Jahren kaum mehr eine Rolle spielte (ebd.)3 und welche an späterer Stelle näher 

erläutert wird. Somit müssen neben Ereignissen aus der Gegenwart auch vergangene 

betrachtet werden, um ein vollständigeres Bild deutscher Türkeipolitik zu erlangen und 

aktuelle Handlungsweisen deutscher Akteure im historischen Kontext verstehen zu 

können.  

                                            
1
 Um von dieser Zeitspanne zu sprechen, müssen natürlich die Vorläufer beider Nationen mit 

einbezogen werden. 
2
 Beispielsweise die politische Situation in Syrien in unmittelbarer Nähe zur Türkei. 

3
 Diese Besonderheiten deutsch-türkischer Beziehungen sollen im gleichnamigen Kapitel einer 

eingehenderen Betrachtung unterzogen werden. 
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2 Forschungsfrage 

Die deutsche Außenpolitik gegenüber der Türkei ist nach Erachten des Autors höchst 

relevant für zukünftige, globale Entwicklungen. So ist die Türkei als „Brücke zwischen 

Okzident und Orient“ (Rüstow: 1990, Titel) ein wesentlicher Teil des Puzzles des 

gegenwärtigen und zukünftigen internationalen Gefüges. Ihr Einfluss auf das Gebiet 

des Nahen und Mittleren Ostens beispielsweise kann hierbei entscheidend zu einer 

friedlichen Lösung beitragen. Doch auch der mögliche EU-Beitritt bzw. die 

Beitrittsverhandlungen mit der Türkei sind äußerst wichtige Ereignisse, welche das 

Potential besitzen, das europäische Staatengefüge zu verändern. Darüber hinaus ergibt 

sich ein deutsches Interesse an der Türkei allein auf Grund der großen Anzahl 

türkischstämmiger Einwanderer, welche in Deutschland leben. Doch auch die 

„freundschaftlichen“ Beziehungen der Vergangenheit4 und gegenwärtige Ereignisse 

innerhalb der Türkei, wie beispielsweise die Vorfälle auf dem Taksim-Platz, machen 

Deutschlands Beziehungen zur Nation am südöstlichen Rand Europas zu einem 

überaus spannenden Forschungsfeld.  

Deshalb erscheint es dem Autor in höchstem Maße sinnvoll, Handlungsregeln 

deutscher Außenpolitik gegenüber der Türkei ausfindig zu machen, wobei diese nicht 

bewertet, sondern lediglich festgestellt werden sollen. Unter Handlungsregeln werden 

dabei jene Regeln verstanden, nach welchen deutsche außenpolitische Akteure 

gegenüber der Türkei handeln. Nach Hellmann et. al. wird Außenpolitik dabei 

verstanden als von „individuellen oder kollektiven Akteuren“ ausgeübt, „die 

legitimerweise in Vertretung eines durch territoriale Hoheitsgrenzen identifizierbaren 

Staates handeln“ (Hellmann et. al.: 2007, S. 17), wobei „ Handlungen dieser Akteure 

gegenüber anderen Akteuren jenseits dieser Hoheitsgrenzen“ (ebd.) erfolgen5. Im 

ersten Teil der Forschungsfrage, „Deutschlands Außenpolitik im Vergleich“, sollen 

diese Handlungen der Bundesrepublik Deutschland einer näheren Betrachtung 

unterzogen werden. Der Vergleich ist hierbei auf einen bestimmten Zeitraum bezogen; 

im Rahmen der Jahre von 2011 bis 2014 sollen deutsche Handlungsregeln gegenüber 

                                            
4
 Welche an späterer Stelle näher ausgeführt werden. 

5
 Wer genau hierbei die Akteure Deutschlands darstellt, soll im Abschnitt „Untersuchungsgegenstand“ 

geklärt werden. 
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der Türkei rekonstruiert werden, wobei festgestellt werden soll, ob sich der 

Regierungswechsel innerhalb Deutschlands 2013 auf die Außenpolitik ausgewirkt hat 

oder ob überhaupt eine Veränderung zu erkennen ist. Dabei können jedoch durch die 

Ergebnisse dieser Arbeit keine Schlüsse auf die deutsche Türkeipolitik „an sich“ 

gezogen werden, da, falls sich tatsächlich eine Änderung durch den Regierungswechsel 

ergeben haben sollte, die Zeitspanne der aktuellen Regierung zu knapp bemessen ist, 

um Rückschlüsse auf die zukünftige Außenpolitik zu ziehen. Deshalb kann hier von 

einem umfassenden „Vorher-Nachher-Vergleich“ keine Rede sein. Es geht vielmehr um 

die Frage, ob die Vertreter deutscher Außenpolitik in diesem Zeitraum eine 

Veränderung ihrer Betrachtungsweise erkennen lassen oder nicht und ob man mit 

diesen Erkenntnissen auf sich eventuell verändernde Handlungsregeln schließen kann. 

Das Jahr 20116 wurde aus zwei Gründen als „Startpunkt“ für diese Arbeit ausgewählt: 

Zum einen hatte die damalige Regierung aus CDU/CSU und FDP noch eine fast 

dreijährige Legislaturperiode vor sich, sodass die Ergebnisse einer Analyse über diesen 

Zeitraum recht aussagekräftig scheinen. Zum anderen aber wurden im selben Jahr in 

der Türkei Parlamentswahlen abgehalten, in denen Ministerpräsident Erdogan und 

seine AKP wiedergewählt wurden, was der deutschen Bundesregierung Gewissheit 

darüber verschaffte, mit wem man es in den folgenden Jahren zu tun haben würde. Sie 

konnte nun ihre Außenpolitik auf den Partner „einstellen“. 2014 wurde ebenfalls aus 

zwei Gründen ausgewählt, die jedoch eher pragmatischer Natur sind: Erstens sollte die 

Zeitspanne der neuen Regierung seit 2013 so lange wie möglich sein, zweitens musste 

aber berücksichtigt werden, dass für die Analyse des Materials eine gewisse Zeit 

benötigt wird, sodass hier ein Kompromiss gefunden werden musste. Deshalb wurde 

der Juni des Jahres 2014 als Ende des Zeitraumes ausgewählt, wobei aktuellere 

Ereignisse zwar nicht in die Analyse einflossen, deren Ergebnisse aber teilweise 

unterstrichen und dieser Arbeit damit dienlich waren. 

 

                                            
6
 Der erste analysierte Sprechakt ist auf den 04. Juli 2011 datiert, kurz nach den Parlamentswahlen in 

der Türkei, auf Grund der oben angeführten Gründe. 
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3 Stand der Forschung 

Dieser Teil der Arbeit wird wie folgt gestaltet: Zunächst soll ein Überblick über die 

deutsche Außenpolitik gegeben werden, bevor anschließend die türkische 

Außenpolitik näher betrachtet wird. Abschließend folgt eine gesonderte Übersicht zu 

den deutsch-türkischen Beziehungen. 

 

3.1 Deutsche Außenpolitik: Quo vadis Deutschland? 

Zunächst ist festzuhalten, dass deutsche Außenpolitik im wissenschaftlichen Diskurs 

mehr als nur eine Eigenschaft als Zuschreibung erfährt. Es gibt diverse Möglichkeiten, 

sie zu kennzeichnen: Von Kontinuität und Wandel über Kontinuität oder Wandel (vgl. 

Bredow: 2008) bis hin zu einem wechselhaften Kurs deutscher Außenpolitik (vgl. 

Colschen: 2010) reichen die Optionen, um sie zu beschreiben.  

Direkt nach dem Zweiten Weltkrieg kann demnach die Identität deutscher 

Außenpolitik auf drei Begriffe und deren Eigenschaften eingegrenzt werden: Zunächst 

auf den Begriff der Zivilmacht7, welcher Deutschland entsprach, da die „post-

nationalistische Außenpolitik“ (Risse: 2007, S. 54) lediglich diese Option offen ließ. 

Komponenten des außenpolitischen Handelns als Zivilmacht waren demnach die  

 

„Zivilisierung der internationalen Beziehungen im Sinne der 

Friedensorientierung, der Bereitschaft zur Übertragung nationaler 

Souveränität auf supranationale Institutionen und der aktiven Förderung 

internationaler Interdependenz.“                                                      (ebd., S. 54) 

 

Darüber hinaus orientierte sich Deutschland an einer multilateralen Außenpolitik, 

indem zunächst die Einbindung in die westliche Staatengemeinschaft und deren 

                                            
7
 „Das Rollenkonzept der Zivilmacht beschreibt (…) eine außenpolitische Grundorientierung, die auf die 

Zivilisierung der Politik insgesamt und der internationalen Beziehungen im Besonderen abzielt.“ (Maull: 
2006, S. 2) 
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Institutionen verfolgt wurde, später die westdeutsche Ostpolitik (ebd.). Zusätzlich kann 

noch einmal gesondert von einer Europaorientierung8 gesprochen werden.  

Allerdings war nicht immer klar, welche Richtung die deutsche Außenpolitik 

einschlagen würde. Selbst in naher Vergangenheit war das Handeln deutscher 

außenpolitischer Akteure nicht immer eindeutig zuzuordnen, da keine Einigkeit über 

die Zielsetzung bestand: Noch vor der Wiedervereinigung Deutschlands herrschte ein 

ungefähr 40 Jahre andauernder Streit darüber, ob man sich primär der Überwindung 

der Teilung Deutschlands oder der sich in der Vergangenheit sehr gut entwickelten 

Westintegration widmen sollte (vgl. Bredow: 2008). Eine Lösung dieses Konfliktes war 

das „Sowohl-als-auch“ der Wiedervereinigung, welche eine Überwindung der Teilung 

unter gleichzeitiger Westintegration beinhaltete. 

Darüber hinaus prägte ein gewisses Maß an Zurückhaltung das deutsche Verhalten. 

Um ein Beispiel für diese Zurückhaltung zu nennen: Deutschland war in der 

Vergangenheit tunlichst darauf bedacht, mit der Entwicklungshilfe für die Türkei unter 

jener der Vereinigten Staaten zu bleiben, um keinesfalls eine herausragende Rolle 

einzunehmen9 (vgl. Weick: 2000). Diese Zurückhaltung änderte sich aber im Laufe der 

Zeit, wie später ausgeführt werden soll. Die Wiedervereinigung Deutschlands 

erforderte jedoch letztendlich eine Neuorientierung deutscher Außenpolitik10, was an 

Ermangelung einer bereits existierenden Tradition zu einer Außenpolitik des „trial and 

error“ (Bredow: 2008) führte. 

Nach der Wiedervereinigung gab es zunächst unterschiedliche Auffassungen, in welche 

Richtung sich die deutsche Außenpolitik entwickeln würde: Zunächst ging man, 

hauptsächlich von deutscher Seite, von einer Kontinuität der Außenpolitik aus, wobei 

hierfür folgende Argumente angeführt wurden: 

  

                                            
8
 Diese begann mit der Gründung der EGKS, da nach dem Beitritt Deutschlands nie wieder 

nennenswerte, innenpolitische Auseinandersetzungen um die Europapolitik geführt wurden, was laut 
Risse zeigt, „wie stark die Europavorstellung in der deutschen Identität verankert ist“ (Risse: 2007, S. 55) 
9
 Diese „Zurückhaltung“ der deutschen Außenpolitik nach dem 2. Weltkrieg wird im Zusammenhang mit 

den deutsch-türkischen Beziehungen noch einmal näher erläutert, s. Kapitel 3.3. 
10

 Die Wiedervereinigung war, vor allem in der Wahrnehmung internationaler Akteure, als 
Machtzuwachs für die Bundesrepublik eingeschätzt worden. Viel wichtiger aber war der Zerfall der 
Sowjetunion. Die Blockkonstellation und die besondere geografische Lage hatte zuvor deutsche 
Außenpolitik zwischen der Gründung der Bundesrepublik und 1990 entscheidend geprägt. 
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„Die Einbindung Deutschlands in ein eng geflochtenes Netz internationaler 

Institutionen, (…) der Verweis auf die korporatistische Struktur der 

Bunderepublik im Innern (…) [und] auf (…) den sogenannten Handelsstaat, 

dem die Außenpolitik der alten Bundesrepublik (…) zu entsprechen schien, 

(…) strukturelle Veränderungen im internationalen Umfeld11, [und die] 

stabile, politische Kultur der Bundesrepublik“  (Hellmann et.al.: 2007, S. 34) 

 

Gegner der Kontinuitätsthese, welche zunächst vor allem in angelsächsischen Ländern 

zu finden waren, gingen von einem realistischen Ansatz aus. Schlussendlich würde der 

Machtgewinn, den Deutschland durch die überwundene Teilung erlangen würde, zu 

einem Missbrauch dieser Macht für eigene Interessen führen und dies sei eine Gefahr 

für die übrigen europäischen Staaten (ebd.). 

Neben all diesen Spekulationen waren bezüglich deutscher Außenpolitik nach 1990 

zwei Entwicklungen zu erkennen: Zum einen eine „statusbewusstere Außenpolitik“, 

welche vor allem in dem Bestreben nach einem „nationalen Sitz im UN-Sicherheitsrat“ 

(ebd., S.36) deutlich zu erkennen war und welche die ehemalige Zurückhaltung 

verdrängte. Zum anderen eine „instrumentell verstandene Neuausrichtung 

multilateraler deutscher Außenpolitik“ (ebd., S. 36), welche den Einfluss Deutschlands 

in der Welt erhöhen sollte (ebd.). So kann man an dieser Stelle festhalten, dass die 

Kontinuitätsthese nicht zutrifft, da sich die Außenpolitik nach der Wiedervereinigung 

deutlich veränderte. Auf Grund von innenpolitischen Problemen allerdings, wie der 

abnehmenden Kaufkraft im internationalen Vergleich, den hohen Kosten der 

Wiedervereinigung, sowie dem demographischen Wandel, verschlechterten sich die 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, sodass seit 2006 wieder eine gewisse 

Bescheidenheit in der deutschen Außenpolitik zu erkennen ist (ebd.). 

Doch gibt es hierzu auch konträre Ansichten: So geht Teubert aktuell von einer 

„weltpolitischen Offensive der Bundesrepublik“ aus (Teubert: 2014, S. 24), welche 

bereits an Größenwahn grenze. Zu dieser Einschätzung kommt er aus folgenden 

Gründen: Deutschland übernehme immer mehr die Rolle der USA im Nahen und 

                                            
11

 Diese Veränderungen würden hierbei den liberal-kooperativen Charakter der deutschen Außenpolitik 
und den von ihr vertretenen Internationalismus zusätzlich stärken (Hellmann et.al.: 2007) 
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Mittleren Osten, da die Vereinigten Staaten sich außenpolitisch vermehrt Richtung 

Asien orientierten. Hinzu komme eine dominante Rolle innerhalb der EU und 

weltweite Operationen der Bundeswehr12 (ebd.). 

Gerade diesen Trend kann Maull jedoch gegenwärtig nicht erkennen: Deutschland 

werde zwar als „Gestaltungsmacht“ wahrgenommen, der Machtgewinn sei jedoch eine 

„optische Täuschung“; vielmehr sei Deutschland dabei, international an Macht13 zu 

verlieren14 (vgl. Maull: 2014). Auf europäischer Ebene sei man zwar dominierend, aber 

auch eingebunden in Interdependenzen, was wiederum eine vorausschauende 

Außenpolitik erfordere. Deshalb plädiert er, sowohl auf europäischer als auch auf 

internationaler Ebene, für eine „kluge“ Nutzung der vorhandenen Machtressourcen, 

um deren Abnahme entgegenzuwirken und trotzdem gestaltend auf internationaler 

Ebene wirken zu können (ebd.). 

 

3.2 Die türkische Außenpolitik: „Null-Problem“ 

Bis zum Zusammenbruch der Sowjetunion war die türkische Außenpolitik vor allem 

darauf bedacht, ein gewisses Maß an Sicherheit zu erzeugen. Für diese jedoch war es 

nötig, sich mächtige Verbündete zu suchen, welche den Expansionsgelüsten der 

Sowjetunion Einhalt gebieten konnten, da die Türkei auf Grund seiner geografischen 

Lage als besonders attraktiv für die sowjetischen Machthaber galt15. Dies führte dazu, 

dass die Türkei sich zunehmend nach Westen orientierte und für die USA und ihre 

Verbündeten im Verlaufe des Kalten Krieges eine wichtige strategische Rolle spielte. 

                                            
12

 Bereits jetzt sind 5000 Soldaten im Einsatz, trotzdem steht Deutschland Steinmeier zufolge 
außenpolitisch immer noch an der „Außenlinie“, was ein aufstocken der Truppenkontingente in naher 
Zukunft andeuten könnte (vgl. Teubert: 2014). 
13

 Welche für Maull Durchsetzungs- und Gestaltungsfähigkeit bedeutet (vgl. Maull: 2014). 
14

 Zu dieser Einschätzung gelangte er, da der Anteil an der Weltbevölkerung sowie die Ausgaben für das 
Militär schrumpfen. Die oftmals erwähnten wirtschaftlichen Machtressourcen, welche Deutschland 
zugesprochen werden, sind seiner Meinung nach für die Interessen der Außenpolitik lediglich in 
geringem Maße instrumentalisierbar, da sie sich größtenteils in privatem Besitz befinden. Darüber 
hinaus drängen neue Akteure auf die internationale Bühne, welche einen Bedeutungsverlust für 
Deutschland mit sich bringen könnten. Doch auch die Gefahr der Erosion des internationalen Systems, 
welche Maull als gegeben sieht, sei eine Bedrohung für deutsche Interessen, da Deutschland vom 
bisherigen System profitiere (vgl. Maull: 2014). 
15

 Vor allem die strategisch wichtigen Meerengen am Mittel- und Schwarzen Meer waren Grund genug, 
eine sowjetische Invasion zu fürchten. 



 

12 

 

Diese Konstellation prägte hierbei vor allem die türkische Außenpolitik16 (vgl. Rüstow: 

1990). 

Auf Grund dessen traf das Ende der Sowjetunion die Türkei in besonderem Maße: Die 

gravierenden Änderungen im internationalen System waren dahingehend für die 

Türkei spürbar, dass sie zu einer Neuorientierung der Außenpolitik gezwungen war. So 

war zwar die Gefahr einer sowjetischen Invasion gebannt, damit einher ging jedoch 

zunächst auch ein Bedeutungsverlust, da die wichtige Rolle, welche die westliche 

Staatengemeinschaft der Türkei als Südostflanke gegeben hatte, nicht mehr 

eingenommen werden konnte. Stattdessen war man von türkischer Seite aus 

gezwungen, das eigene außenpolitische Profil zu überdenken und sich neu zu 

orientieren. Aus der alten Südostflanke der Westmächte wurde ein Staat unter Vielen, 

welchem die gesonderte Beachtung der vergangenen Tage nicht mehr zuteilwurde 

(vgl. Caman: 2005). Daher versuchte man sich bezüglich der Transformation des 

Staates zunächst als Vorbild für postsowjetische Staaten zu etablieren17, musste aber 

schon bald erkennen, dass diese Staaten riesige Fortschritte machten und die Türkei, in 

Bezug auf die eben erwähnte Transformation, überholten (ebd.). 

Diese Neuorientierung war jedoch nicht das einzige Problem, mit welchem sich die 

Türkei konfrontiert sah: Durch den Zerfall der Sowjetunion entstanden an deren 

ehemaliger Peripherie eine Menge kleinere Staaten, was zusätzlich zu den 

„traditionell“ fragilen Staaten im Süden und Osten der Türkei18 zu einer „explosiven“ 

Mischung in unmittelbarer Nähe der Türkei selbst führte. Doch schon bald erkannte 

man, dass aus dem labilen Umfeld19 nicht nur ein Problem, sondern auch eine Chance 

geboren wurde. Mehr und mehr engagierte man sich als „geopolitische 

Ordnungsmacht“ (Steinbach: 2013) im Nahen und Mittleren Osten. Im Mittelpunkt 

stand hierbei zunächst eindeutig die Sicherheitspolitik, wobei diese durch zwei 

                                            
16

 An dieser Stelle wurde natürlich sehr vieles gekürzt, der Konflikt zwischen der Türkei und 
Griechenland beispielsweise bleibt gänzlich unerwähnt. Das ist nötig, da lediglich ein grober 
Gesamtüberblick der Rahmenbedingungen türkischer Außenpolitik aufgezeigt werden soll. 
17

 Transformation im Sinne von Modernisierung der „unterentwickelten“ Staaten der ehemaligen 
Sowjetunion bzw. die Angleichung an westliche Standards. 
18

 Beispielsweise Irak, Syrien und Iran. 
19

 Dass diese labile Umfeld sich bis heute kaum verändert hat verdeutlicht Kulow in ihrem Beitrag zum 
„Islamischen Staat“: „Wie kaum eine andere Region gleicht der Nahe und Mittlere Osten ohnehin schon 
einem Waffenlager. Krieg stellt dort mehr Normalität als Ausnahme dar“ (Kulow: 2014) 
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Dilemmata der Vergangenheit geprägt war: Zum einen dem Zerfall des Osmanischen 

Reiches und zum anderen der beinahe vollzogenen Teilung der Türkei, bevor Atatürk 

für eine Einigung sorgte. Diese „Lehren“ aus der Vergangenheit waren möglicherweise 

Einflussfaktoren für die neue, türkische Außenpolitik, welche sich primär an friedlichen 

Entwicklungen in unmittelbarer Nähe der Türkei orientierte, um mögliche Gefahren 

frühzeitig abzuwenden. Konkretisiert wurde diese Außenpolitik dann durch ein 

Konzept, welches sich an die Sicherheitspolitik nach 1990 anschloss. Entworfen wurde 

dieses von dem Berater, Botschafter und seit 2009 amtierenden Außenminister Ahmet 

Davutoglu und ist seitdem prägend für die türkische Außenpolitik; das Konzept der 

strategischen Tiefe (ebd.). Es beinhaltet zwei Zielrichtungen: Zum einen die 

Verbesserung und Intensivierung der Beziehungen zu internationalen Partnern, zum 

anderen die „Null-Problem-Politik“, welche die Nachbarn im unmittelbaren Umfeld der 

Türkei betrifft. Hierbei sollen Probleme möglichst vermieden bzw. gelöst werden, 

wobei sich die Türkei dabei als Vermittler zwischen zerstrittenen Nationen betrachtet 

(ebd.). Die Türkei verfolgt also „eine pro-aktive Außenpolitik, eine „Null-Problem-

Politik“ mit den Nachbarländern und schließlich den Ansatz einer mehrdimensionalen 

Diplomatie“ (Genc: 2011).  

Allerdings gibt es in jüngster Zeit auch Stimmen, welche ein Abweichen der Türkei von 

dieser Politik erkennen. So sei beispielsweise die Parteinahme für die Rebellen im 

Syrienkonflikt ein Zeichen dafür, dass man sich auf türkischer Seite verspekuliert, aber 

auch den Kurs der „Null-Problem-Politik“ fallen gelassen habe (vgl. Thumann: 2012). 

 

3.3 Die deutsch-türkischen Beziehungen: Von „erbfreundschaftlichen Beziehungen“ 

zum ergebnisoffenen Beitrittsprozess 

Nach Ende des Zweiten Weltkrieges und zu Beginn des Kalten Krieges kamen sowohl 

der jungen Bundesrepublik als auch der nur wenig älteren türkischen Republik 

Schlüsselrollen im Konzept der Westmächte zu: Beide lagen in unmittelbarer Nähe der 

Sowjetunion und sollten als Schutz gegen dessen aggressive Expansion dienen. Somit 

verband eine „Interessen- und Schicksalsgemeinschaft“ (Weick: 2000, S. 29) beide 

Nationen. Ergänzt wurde diese Konstellation durch die „erbfreundschaftlichen 
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Beziehungen“20 und der Ergänzung der Marktwirtschaften beider Länder, sodass 

insgesamt ein sehr gutes Verhältnis konstatiert wurde (ebd.).  

Eine erste Veränderung trat mit der negativen wirtschaftlichen Entwicklung innerhalb 

der Türkei Ende der 50er Jahre ein: Zwar unterstützten die westlichen Nationen, allen 

voran Deutschland und die USA, die Türkei, allerdings befand sich die deutsche Nation 

dadurch in einem Spannungsverhältnis: Man sah sich konfrontiert mit der Wahl 

zwischen der Rolle eines bilateralen Sachverwalters und einer „Sonderrolle im 

multilateralen Rahmen“ (ebd., S.34). Bilateraler Sachverwalter, da die „Eigendynamik 

in den bilateralen Beziehungen“ (ebd.) rasant zunahm und Deutschland mit stetiger 

Verbesserung der Beziehungen immer mehr gezwungen war, diese Rolle gegen den 

eigenen Willen zu besetzen; es wollte die Last der wirtschaftlichen Hilfe für die Türkei 

lieber auf mehrere Schultern verteilt sehen. Daraus ergab sich allerdings ein weiteres 

Problem: Die Türkei hegte Misstrauen gegenüber der Lösung im multilateralen 

Rahmen und wollte dieser nur zustimmen, falls Deutschland hierbei eine Sonderrolle 

übernehmen würde. Beide Optionen schienen jedoch nicht zum bisherigen Verhalten 

deutscher Außenpolitik zu passen (vgl. Bredow: 2008) und wurden daher abgelehnt21. 

Nichtsdestotrotz begann die Bundesrepublik ab 1961, der Republik Türkei 

wirtschaftlich unter die Arme zu greifen, tunlichst darauf bedacht, weniger als 

beispielsweise die USA zu leisten, um auf keinen Fall eine Sonderrolle zu übernehmen. 

Das Vermeiden dieser Sonderrolle entstammte vor allem dem Wunsch Deutschlands, 

nach dem Zweiten Weltkrieg seine Außenpolitik mit den westlichen Partnern 

abzustimmen und keinesfalls einen „Alleingang“ zu wagen22. Als die USA sich jedoch 

zunehmend von den Finanzhilfen für die Türkei distanzierte, da man die eigenen 

                                            
20

 Enge Beziehungen bestanden demnach schon zu Zeiten des Osmanischen Reiches, sowohl 
wirtschaftlich als auch kulturell. Vor allem zu Beginn des Ersten und Zweiten Weltkrieges können 
zusätzlich die militärischen Beziehungen als sehr gut eingestuft werden (wobei diese, vor allem aus 
Gründen des Schutzes für das Osmanische Reich vor Russland, zuvor schon bestanden). Aber lediglich im 
Ersten Weltkrieg trat das damalige Osmanische Reich auf Seiten Deutschlands in den Krieg ein, im 
Zweiten Weltkrieg verhielt es sich bis kurz vor dessen Ende neutral (vgl. Weick: 2000). 
21

 Die Rolle des bilateralen Sachverwalter kam nicht in Frage, da Deutschland diese Rolle nicht 
übernehmen wollte, sondern eher die westliche Gemeinschaft in der Verantwortung sah. Die 
„Sonderrolle“ hingegen schied ebenfalls als mögliche Option aus, da Deutschland so kurz nach dem 
Zweiten Weltkrieg eher ein niedriges, außenpolitisches Profil beibehalten wollte (vgl. Weick: 2000). 
22

 Oder nach F. Pfetsch: Die Außenpolitik der damaligen Bundesregierung war „mit nur wenigen 
Ausnahmen mit den westlichen Partnern abgestimmt, koordiniert oder zum Teil in vorauseilendem 

Gehorsam auf die Verbündeten ausgerichtet“ (Pfetsch: 1993, S.17) 
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Kassen entlasten wollte, kam der Bundesrepublik immer mehr die Rolle des 

„Juniorpartners der USA“ (Weick: 2000, S. 35) zu. Diese war jedoch für Deutschland 

selbst in Ordnung, weil somit eine Sonderrolle umgangen werden konnte, da nun eine 

perfekte Mischung zwischen „transatlantischer Arbeitsteilung und traditioneller 

deutsch-türkischer Eigendynamik“ (ebd.) vorherrschte. Allerdings wurden von 

türkischer Seite aus sehr hohe Erwartungen an Deutschland gestellt, was teilweise zu 

Ernüchterungen führte (ebd.). 

Mit zunehmender Bedeutung der Türkei im Konflikt des Westens mit der Sowjetunion 

und gleichzeitiger Verschlechterung der innenpolitischen Lage wurden 1979 und 1980 

zwei Hilfsaktionen der OECD-Länder initiiert. Deutschland verstand sich dabei erneut 

darauf, als „Anwalt türkischer Interessen“ (ebd., S. 40) zu gelten, ohne dabei die 

Sonderrolle einzunehmen, welche es vermeiden wollte. Das erste Hilfspaket war 

hierbei von drei Motiven geprägt: Erstens der sowjetischen Aufrüstung, zweitens der 

islamischen Orientierung des Irans, der somit als „westliche“ Ordnungsmacht ausfiel 

und schließlich, drittens, der innenpolitischen Situation der Türkei 1977 und in den 

folgenden Jahren (ebd.). Die zweite Hilfe war ebenfalls motiviert durch die zunehmend 

relevante Position der Türkei durch den Einmarsch der Sowjetunion in Afghanistan, 

wobei im Laufe des Jahres 1980 zum ersten Mal die Menschenrechtsproblematik zur 

Sprache kam (ebd.).  

Dies bedeutete einen ersten Bruch in den deutsch-türkischen Beziehungen, da die 

Türkei sich zunehmend mit Kritik von deutscher Seite konfrontiert sah. Gerade die 

Behandlung von Minderheiten, vor allem der Kurden, wurde zunehmend zu einem 

Störfaktor, da die Türkei diese nicht als eigenständige Minderheit anerkannte und 

darüber hinaus mit Repressalien versah23 (vgl. Völkel: 2014). Ein Grund für die erhöhte 

Aufmerksamkeit für diese Problematik war sicherlich die zunehmende außenpolitische 

Relevanz der Türkei für Deutschland, da beispielsweise die Hilfen von deutscher Seite 

                                            
23

 Die Behandlung der Kurden findet ihren Ursprung in der Staatsgründung der Türkei: Atatürk ging 
hierbei von einer türkischen Nation aus, in welcher alle Bewohner Türken waren. Dass die Grenzen der 
neu gegründeten Türkei mitten durch kurdisches Gebiet verliefen, war zunächst nebensächlich. Die 
Kurden wurden seitdem mit Repressalien versehen, um eventuellen Separationsbewegungen (und 
damit einhergehend einem Gebietsverlust für die Türkei) entgegenzuwirken. Erst mit den EU-
Beitrittsverhandlungen wurde die Lage der Kurden nach Zugeständnissen der Türkei merklich verbessert 
(vgl. Völkel: 2014). 
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anstiegen und die bilateralen Beziehungen somit vermehrt Eingang in die 

innenpolitischen Diskussionen fanden. Als Höhepunkt der deutsch-türkischen 

Beziehungen kann die fortgesetzte Hilfe während des Zypern-Konfliktes gelten, als 

Deutschland sich entschloss, Zahlungen zu kompensieren, welche von den Vereinigten 

Staaten auf Grund des Einmarsches der Türkei in Zypern ausgesetzt wurden (vgl. 

Weick: 2000). 

Allerdings war dieser Höhepunkt gleichzeitig der Wendepunkt der deutsch-türkischen 

Beziehungen. Faktoren hierfür lassen sich vor allem an der innenpolitischen Lage der 

Türkei festmachen, aber auch an den engen Beziehungen zwischen beiden Ländern: 

1980 trat die Fragilität des demokratischen Systems innerhalb der Türkei besonders 

deutlich zu Tage, als das Militär einen erfolgreichen Putschversuch unternahm. Im 

Vorfeld war es verschiedenen Koalitionsregierungen nicht gelungen, die sich 

zunehmend verschlechternde, innenpolitische Lage in den Griff zu bekommen.24 Doch 

auch die Höhe, welche die Türkeihilfen von deutscher Seite aus mittlerweile erreicht 

hatte, führte neben dem mangelnden Grad an Demokratie25 in der Türkei zu 

Diskussionen in Deutschland26 (ebd.). Neben einem Demokratiedefizit wurde darüber 

hinaus vor allem die Menschenrechtslage und insbesondere die Behandlung von 

Minderheiten kritisiert27 und geriet in den folgenden Jahren immer mehr in den 

Mittelpunkt der Auseinandersetzungen. Die deutsche Außenpolitik schwankte also 

zwischen bündnispolitischen Hilfen und Lob auf der einen Seite, da sich sowohl die 

Türkei als auch Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg zunehmend in westlichen 

Institutionen engagierten und die Türkei formell als Demokratie in einer geografisch 

wichtigen Lage galt. Auf der anderen Seite allerdings stand dem eine ermahnende 

                                            
24

 So fehlte in der Türkei vor allem die politische Stabilität und eine Verbesserung der miserablen 
wirtschaftlichen Lage. Doch auch die bürgerkriegsähnlichen Zustände, welche zwischen den 
verschiedenen Lagern innerhalb der Türkei herrschten (vor allem zwischen „linken“ und „rechten“ 
Gruppierungen), konnten von den politischen Parteien nicht beseitigt werden (vgl. Weick: 2000). 
25

 In der Kritik stand jetzt vor allem der Putsch des Militärs und das damit einhergehende Verbot aller 
politischer Parteien (vgl. Weick: 2000). 
26

 Interessanterweise wurden diese Diskussionen um eine Neuausrichtung der Türkeihilfen von 
Mitgliedern der Regierungspartei (SPD) angestoßen, welche sich damit gegen die Außenpolitik der 
eigenen Partei stellten (vgl. Weick: 2000). 
27

 Vor allem die „Kurdenfrage“ führte häufig zu diplomatischen Spannungen zwischen beiden Nationen 
(vgl. Weick: 2000). 
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Haltung gegenüber, oder wie Weick es ausdrückt: Der „Grad zwischen der Real- und 

einer Moralpolitik war (…) schmal“ (Weick: 2000, S. 74). 

Trotz aller Kritik erhielt die Türkei häufig einen Vertrauensvorschuss der 

Bundesrepublik aus folgenden Gründen: Wegen der 

 

„traditionelle[n] deutsch-türkische[n] Freundschaft, (…) bündnispolitischer 

Solidarität (…), türkischer Kooperationsbereitschaft (…), Würdigung der 

neuen Brückenfunktion der Türkei (…)“, sowie der „Abwehr einer 

islamistischen Türkei.“                                                                       (ebd., S. 163) 

 

Allerdings entwickelte sich der Kurdenkonflikt immer mehr zum zentralen Problem 

deutsch-türkischer Beziehungen. Dessen zunehmende Zuspitzung sowie eine erhöhte 

Aktivität der PKK innerhalb Deutschlands ließen hierbei eine neutrale Haltung der 

Bundesrepublik nicht mehr zu und zwangen diese, sich näher mit diesem Problem zu 

beschäftigen. Hinzu kamen weitere Faktoren, welche schlussendlich zu einer 

Verschlechterung der diplomatischen Beziehungen führten: Das freundschaftliche 

Verhältnis hatte sich über die Jahre hinweg abgenutzt und konnte daher nicht mehr 

allzu sehr der rhetorischen Schönfärbung der Diplomaten dienen; die Bündnispolitik 

wurde auf Grund von Veränderungen im internationalen System gelockert und, wie 

bereits mehrfach erwähnt, die Menschenrechte standen immer mehr im Fokus der 

deutschen Politik (ebd.). 

Trotz der Verschlechterung der Beziehungen in den folgenden Jahren waren die 

wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Nationen zunächst auf einem guten 

Weg. Während 1979 das Wirtschaftsvolumen noch 2276 Mio. DM betrug, steigerte 

sich dieses von Jahr zu Jahr28 auf 17.025 Mio. DM im Jahre 1995 (ebd., S.364 – 36629). 

Auch heute noch ist Deutschland für die Türkei das wichtigste Exportland30. Der erste 

Platz bei den Importen der Türkei hingegen musste von deutscher Seite an Russland 

                                            
28

 Mit gelegentlichen, kleineren Rückschlägen. 
29

 s. Anh. 1 Tb. 1 und 2 
30

 Allerdings prozentual mit einer sinkenden Tendenz: Während 2002 Deutschland noch mit 16,6 
Prozent wichtigster Abnehmer war, fanden 2012 lediglich 8,6 Prozent der türkischen Waren ihren Weg 
nach Deutschland. (vgl. Barzel: 2013) 
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abgegeben werden31. Vice versa ist die Türkei zwar ein wichtiger Handelspartner für 

Deutschland, belegt jedoch sowohl bei Importen als auch bei Exporten lediglich einen 

zweistelligen Platz32. 

Keinesfalls außer Acht gelassen werden dürfen bei der Betrachtung der deutsch-

türkischen Beziehungen auch die Beitrittsverhandlungen der Türkei zur Europäischen 

Union, welche 2005 begannen. Diese seien laut Weisser noch zu keinem erfolgreichen 

Abschluss gekommen, da die Türkei keinen Befürworter innerhalb der EU besitze, im 

Gegenteil: Sarkozy drückte sich 2007, Merkel 2012 explizit gegen einen Beitritt der 

Türkei zur Europäischen Union aus (vgl. Weisser: 2013)33. Die Begründungen hierfür 

seien nach Weisser meist dieselben: Die mangelnde Pressefreiheit in der Türkei, die 

Verletzung von Menschenrechten und der Umgang mit Minderheiten, sowie ein zu 

großes Risiko für die europäische Ökonomie (ebd.)34. Ein weiteres Problem für den 

türkischen Beitritt ist das Mitspracherecht vieler Organe innerhalb der Europäischen 

Union, sodass sehr viele Blockademöglichkeiten gegeben sind und die Türkei eine 

breite Unterstützung der europäischen Länder benötigen würde (vgl. Dembinski: 

2007). Auch zu Beginn des Jahres 2014 nennt Merkel die Beitrittsverhandlungen einen 

„ergebnisoffenen Prozess“ (Die Welt: 2014, o.A.), obwohl Erdogan explizit um 

Unterstützung der Bundesregierung in der Causa EU-Beitritt der Türkei geworben 

hatte. Die Zurückhaltung beziehungsweise Ablehnung des Beitritts der Türkei 

vonseiten der Bundesregierung seit 2005 hat die Beziehungen zu Ankara zwar teilweise 

belastet, allerdings nie komplett zum Stillstand gebracht. 

                                            
31

 Vor allem auf Grund des hohen Energiebedarfes der Türkei, welcher zum Großteil durch russisches 
Gas und Öl gedeckt wird. 
32

 Nähere Angaben hierzu folgen an späterer Stelle dieser Arbeit, während der Vorstellung der Analyse-
Ergebnisse.  
33

 Weisser unterstellt dabei den Regierungen, sich den Ressentiments der Bevölkerung zu beugen, 
welche sich vor allem in einer Islamfeindlichkeit und einer kulturellen Abgrenzung zwischen Europa und 
der Türkei ausdrücken (vgl. Weisser: 2013). 
34

 Dabei werde allerdings nach Weisser meistens die innenpolitische Lage bewertet, statt die wichtige, 
geostrategische Lage der Türkei anzuerkennen, weshalb er sich für eine Umorientierung bezüglich 
deutscher Türkeipolitik ausspricht (vgl. Weisser 2013). 
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4 Untersuchungsgegenstand 

Auf Grund der Forschungsfrage muss zunächst geklärt werden, welche Akteure 

relevant für die deutsche Außenpolitik sind, das heißt, wer deutsche Außenpolitik 

„macht“ und daher für eine Analyse in Betracht kommt.  

Maßgeblich beteiligt an deutscher Außenpolitik ist zunächst die Bundesregierung, 

welche eine „herausgehobene Rolle“ (Gareis: 2009) einnimmt und deshalb in die 

Analyse aufgenommen werden muss. Außerdem macht sie ihr „umfassendes 

Initiativrecht“ und ein „allgemeiner politischer Handlungsauftrag“ (ebd.) aus deutscher 

Perspektive zum wohl wichtigsten Akteur bezüglich der internationalen Beziehungen35. 

Dabei nimmt der Kanzler eine spezielle Stellung ein: Er ist mit der 

Richtlinienkompetenz der Außenpolitik vertraut und muss deshalb eine gesonderte 

Berücksichtigung erfahren. Hinzu kommen einzelne relevante Ministerien, welche die 

Außenpolitik in besonderem Maße mitgestalten und deshalb eine besondere 

Beachtung erfahren. Zunächst ist hierbei das Auswärtige Amt zu nennen, welches die 

diplomatischen Beziehungen Deutschlands leitet und zusätzlich mit dem Aushandeln 

von Verträgen und Abkommen beauftragt ist (ebd.). Weitere „traditionell“ machtvolle 

Akteure im Bereich der Außenpolitik sind die Vertreter des Bundesministeriums der 

Verteidigung, des Bundesministeriums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung und die Bundesministerien für Wirtschaft und Energie sowie der Finanzen 

(ebd.). Die Ministerien werden hierbei zumeist vom jeweils zuständigen Minister 

vertreten. Eine Vielzahl der eben genannten Akteure wurde jedoch nicht zur Analyse 

herangezogen, da eine Untersuchung keinen Mehrwert hätte, wie ich im Folgenden 

darlegen möchte. 

Militärisch sind sowohl Deutschland als auch die Türkei Mitglied der Nato. Die beiden 

Nationen sind folglich Partner unter dem Dach einer größeren, internationalen 

Vereinigung, sodass höchstens Sprechakte oder ähnliches dieser zur Analyse 

herangezogen werden könnten und nicht des Bundesministeriums der Verteidigung, 

da zu vermuten ist, dass viele militärische Entscheidungen in den 

Zuständigkeitsbereich der Nato fallen, vor allem das internationale Agieren der 

                                            
35

 Auch das Bundesverfassungsgericht „geht grundsätzlich davon aus, dass die Gestaltung der 
auswärtigen Beziehungen bei der Bundesregierung liegt“ (Wolfrum: 2007, S.159) 
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Streitkräfte betreffend. So waren beispielsweise die in der Türkei stationierten, 

deutschen „Patriot“-Raketen Teil einer Mission der Nato. Jedoch tangieren die 

Interessen der Nato nur teilweise die deutsch-türkischen Beziehungen36, sodass eine 

gesonderte Betrachtung hier auf Grund der Themenstellung entfällt. 

Das Übergehen der Wirtschafts- und Finanzministerien liegt in der mangelnden 

Relevanz der ökonomischen Beziehungen zwischen der Türkei und Deutschland für die 

Bundesrepublik begründet. Zwar ist Deutschland für die Türkei ein enorm wichtiges 

Land, vice versa ist dies jedoch nicht der Fall37, was sich beispielsweise an der Anzahl 

der Sprechakte der jeweiligen Ministerien ablesen lässt. Auf Grund dessen aber, dass 

Handlungsregeln deutscher Akteure gefunden werden sollen und vor allem deren 

Interessen berücksichtigt werden müssen, wurden diese Ministerien nicht in die 

Analyse einbezogen. Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Nationen völlig 

zu übergehen wäre jedoch nicht der richtige Schritt gewesen, vielmehr ist diese 

Thematik in mehreren Sequenzen zu finden und explizit Teil eines Sprechaktes der 

Kanzlerin, welcher noch näher vorgestellt werden soll. 

Das BMZ und deren Vertreter wurden in dieser Arbeit nicht beachtet, da der monetäre 

Aspekt bezüglich einer prosperierenden Türkei wohl zumindest in naher Zukunft 

ausgeblendet werden dürfte38. Bezüglich der Entwicklungsarbeit ist die Türkei eher 

durch den EU-Beitrittsprozess mit den westlichen Partnern verbunden, sodass dieser 

und das daraus resultierende deutsche Interesse daran genauer betrachtet und 

untersucht wurde. 

Auf Grund der Fragestellung muss auch in besonderem Maße der Wechsel des Postens 

des Außenministers beachtet werden und ob Frank-Walter Steinmeier möglicherweise 

eine andere Betrachtungsweise der deutsch-türkischen Beziehungen aufzeigt als sein 

Vorgänger Guido Westerwelle. Interessant dürfte bei dieser Betrachtung auch sein, ob 

sich bereits Veränderungen der Handlungsregeln feststellen lassen oder ob zumindest 

                                            
36

 Da die Nato aus 28 einzelnen Staaten besteht. 
37

 Konkrete Zahlen werden während der Analyse im Kapitel zu den Wirtschaftsbeziehungen genannt (s. 
Kapitel 6.3.1). 
38

 Die Türkei ist zwar immer noch Empfänger von Zahlungen, sogenannten ODA (Official Development 
Assistance), jedoch, verglichen mit anderen Länder, eher im multi- als im bilateralen Rahmen (BMZ: 
2014, o.A., Anhang 2) 
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andere Zielsetzungen genannt werden, die Steinmeier innerhalb der aktuellen 

Legislaturperiode erreichen möchte. 
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5 Methode und Hintergrund 

5.1 Pragmatismus 

Zunächst gilt es an dieser Stelle zu klären, welche Vorannahmen seitens des 

Forschenden vorliegen; wie der Autor denkt, dass die Welt beschaffen ist und welche 

Möglichkeiten sich bieten, Forschung sinnvoll und ergebnisorientiert zu betreiben, um 

einen „Mehrwert“ zu erreichen. Diese Vorannahmen sind deshalb höchst relevant, da 

sie die gesamte Forschung beeinflussen, so beispielsweise die Wahl des 

Forschungsdesigns. Daher ist es wichtig, diese Pfeiler im Hintergrund, auf welche sich 

die Forschung stützt und anhand derer wissenschaftliches Arbeiten vom Forschenden 

in einer bestimmten Art und Weise verstanden wird, näher zu erläutern. 

Der Autor orientiert sich hierbei am Pragmatismus (nach Peirce, James, Dewey, 

Blumer), welcher zunächst eine Theorie des „Denkens und Handelns“ (Hellmann: 2010, 

S. 2, Hervorhebung im Original) darstellt und von der konkreten Situation als zu 

erforschendem Gegenstand ausgeht. Die Verbindung aus Denken und Handeln ist 

hierbei besonders relevant: Ausgangspunkt, sowohl des Forschungsprozesses als auch 

jeglichen Handelns, ist hierbei zuerst der Zweifel39, welcher entsteht, wenn man sich 

mit einem Problem beschäftigt. Aus diesem Zweifel entsteht Überzeugung, wenn unser 

Glaube, das Richtige zu tun, zutrifft, und wir die Handlungsoption im Nachhinein 

positiv bewerten, welche durch abduktives Schließen gewonnen wurde. Jedoch 

werden wir solange nach einer Handlung bzw. einer Lösung40 suchen, bis diese uns 

zufriedenstellt; erst dann gelangen wir zu Überzeugung41. Allerdings bedeutet dies 

keine Lösung für alle Zeiten: Es ist durchaus denkbar, dass erneut Zweifel aufkommen 

werden. Somit ist der Prozess zwischen Denken und Handeln von neuem entfacht 

(ebd.)42. Handeln wird hierbei als „situativ“ und „kreativ“ betrachtet, was bedeutet, 

dass Mittel und Ziele einer Handlung nicht im Voraus feststehen: Sie beeinflussen 

                                            
39

 Nach Dewey die unbestimmte oder ungewisse Situation (vgl. Dewey: 1938) 
40

 Im Falle eines Forschungsprozesses. 
41

 Um überhaupt Handeln zu können gibt es jedoch eine Vielzahl von Überzeugungen, welche nicht 
hinterfragt werden. Lediglich in Problemsituationen, in welchen kein routiniertes Handeln möglich ist 
(und welche abgegrenzt werden gegen Routinesituationen), treten die Zweifel dem Individuum 
gegenüber (vgl. Hellmann: 2010). 
42

 An dieser Stelle kann meiner Meinung nach in gewissem Maße auch von Handlungsregeln gesprochen 
werden, wenn Überzeugung gefunden wurde, wobei diese sich ebenfalls ändern können. 
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einander wechselseitig und verändern damit auch die Handlung und ihr Ergebnis 

(ebd.).  

Ausgehend von der Prämisse, sich (nach Peirce) in einer realen Welt zu befinden, geht 

der Autor weiterhin davon aus, dass wir uns in einer „Welt des Sinns und der 

Bedeutung“ (Roos: 2013, S. 13) befinden, welche durch Sprache und die darin 

enthaltenen Zeichen und Symbole geordnet ist und welche für diese konstituierend 

sind. Das bedeutet, dass Menschen innerhalb dieser Ordnung Realität erzeugen 

können, jedoch lediglich im Rahmen ihrer eigenen Wahrnehmung43. Das heißt im 

Grunde aber nichts anderes, als dass die „reale“ Welt um uns herum und unsere 

gedankliche Vorstellung von der Beschaffenheit der Welt gemeinsam unsere 

Wirklichkeit prägen (vgl. Roos: 2013)44. 

Ziel dieser Forschung ist, davon ausgehend, dass Handeln zum einen sinnvoll ist und 

durch Sprache weitergetragen wird, zum anderen, dass Handeln und Denken sich 

gegenseitig beeinflussen, eine Analyse zu erstellen, welche es ermöglicht, den Sinn 

einer menschlichen Handlung zu rekonstruieren (ebd.). Die eigentliche Analyse gilt 

hierbei der Sprache45, wobei, um zu einer Theorie zu gelangen, nach Roos 

folgendermaßen vorgegangen werden soll: Zunächst gilt es, durch den Schritt der 

Abduktion46 zu einer Hypothese zu gelangen, welche anhand des vorliegenden 

Datenmaterials über den gesamten Forschungsprozess hinweg überprüft werden kann. 

Findung, Überprüfung und gegebenenfalls auch Falsifizierung laufen also parallel 

zueinander ab. Findet die Hypothese über den Forschungsprozess hinweg Bestätigung, 

kann sie als Theorie dienen47. Hierbei ist jedoch folgendes zu beachten: Das Ergebnis 

                                            
43

 Überspitzt formuliert: Die Realität wird nicht von Menschen ge-, sondern erfunden (vgl. Hellmann: 
2010, im Anschluss an Rorty und Davidson). 
44

 Oder: Die Realität tritt uns als Auseinandersetzung mit ihr und ihren Zuschreibungen gegenüber (nach 
Strauss). Daher ist betriebene Forschung zumindest zu einem kleinen Teil immer subjektiv. Allerdings 
gibt es auch Tendenzen, welche dieser Subjektivität konträr gegenüberstehen: So wird Intersubjektivität 
durch Forschung erreicht, da alle Menschen sich im gemeinsamen „Bedeutungsuniversum“ (Roos: 2013) 
befinden und Zugang zur Welt durch Sprache und Symbole finden (ebd.) 
45

 Da sie das sichtbare „Fortbewegungsmittel“ des Sinns in Handlungen darstellt (vgl. Roos). 
46

 Wobei die Abduktion letztendlich den wichtigsten Schritt der Analyse darstellt: Sie ist als „kreativer 
Schluss“ (vgl. Strübing: 2004) aus dem vorliegenden Material zu verstehen, als Antwort auf die 
„Problemsituation“ (nach Hellmann). 
47

 Dieser Vorgang ist angelehnt an mein Verständnis von der Beziehung zwischen Handeln und Denken 
des Pragmatismus: Zunächst entsteht eine ungewisse Situation, auf welche verschiedene Optionen als 



 

24 

 

der Forschung kann nicht als unumstößliche Wahrheit für immer Geltung besitzen. Es 

ist lediglich eine Momentaufnahme und die aus Sicht des Autors „beste“ Lösung48. Im 

Laufe der Zeit ergeben sich möglicherweise neue Umstände, welche eine andere 

Lösung als geeigneter erscheinen lassen. Darüber hinaus wird explizit keine „Wahrheit“ 

gesucht, lediglich ein kleiner Ausschnitt der „realen“ Welt und dessen Wandel 

betrachtet (vgl. Strübing: 2004). Die Ergebnisse dieser Arbeit und deren Analyse gelten 

daher lediglich für das betrachtete Feld49 und die Gegenwart. 

Um die Schritte der Theoriegenese zu vollziehen und im Hinblick auf dieses 

Forschungsvorhaben erscheint die Grounded Theory (GT) am geeignetsten. Im 

folgenden Abschnitt soll, aufbauend auf dem bisher gesagten, die GT vorgestellt und 

ihre Verwendung für die Arbeit dargestellt werden. 

 

5.2 Methodisches Vorgehen 

Die deutsch-türkischen Beziehungen sollen in dieser Arbeit aus Sicht deutscher 

Akteure betrachtet werden, wobei der Versuch unternommen werden soll, den Sinn 

hinter den Handlungen der Akteure zu ergründen und Handlungsregeln zu generieren. 

Dafür ist es jedoch nötig, Handlungsregeln im gegebenen Zeitraum nicht nur zu 

identifizieren, sondern auch deren Veränderung zu konzeptualisieren, was nach 

Auffassung des Autors in nahezu idealer Weise von der GT geleistet wird. 

Zu Beginn dieser Arbeit war es jedoch unabdingbar, durch eine gezielte Auswahl des 

Datenkorpus die Arbeit der Analyse zu erleichtern. Texte, welche nicht der Thematik 

entsprachen, wurden gefiltert und sollten keinen Eingang in die Analyse finden. 

Schlussendliches Ziel bei der Auswahl ist eine weitest mögliche Sättigung der zu 

generierenden Theorien und ein vollständiges Abdecken meines Themengebietes50. 

                                                                                                                                

Lösung angeboten werden (Hypothesen), doch erst durch das Überprüfen über den Forschungsprozess 
hinweg kann eine Theorie entstehen, welche als Lösung dient (Überzeugung). 
48

 Die „beste“ Lösung wird hierbei als die „Nützlichste“ (Hellmann: 2010) angesehen oder auch jene, 
welche uns am besten hilft, mit der Welt um uns herum zu Recht zu kommen (Hellmann nach Rorty/ 
Davidson). 
49

 Den Ausschnitt von „Realität“, welchen ich betrachte. 
50

 Dazu später mehr im Abschnitt Analysematerial. 
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Die wissenschaftliche Methode, an welcher sich der Forscher orientiert und welche 

bereits Erwähnung fand, ist die von Anselm Strauss in Anlehnung an den Pragmatismus 

(Peirce, Dewey) und Symbolischen Interaktionismus (Mead, Blumer) entwickelte GT. 

Die Vorteile sind nach Erachten der Autors folgende: Durch eine Analyse nach der GT 

wird gewährleistet, dass eine „tieferliegende“ Ebene tangiert wird, die auf Grund der 

handlungsanleitenden Grundüberzeugungen, welche ausfindig gemacht werden sollen, 

für diese Arbeit benötigt wird. Darüber hinaus kann relativ offen an das, auf einen 

bestimmten Zeitraum begrenzte, Datenmaterial herangegangen und dieses auf 

Handlungsregeln hin untersucht werden, ohne dabei Vorkenntnisse vorauszusetzen, in 

welcher Art und Weise früher gehandelt wurde51. Dieser Vorteil ermöglicht es auf 

Grund der geringen „Vorbelastung“ des Forschers, Neues leichter ausfindig zu machen. 

Anschließend können diese handlungsanleitenden Regeln miteinander verglichen 

werden. Darüber hinaus kann das Ergebnis der Forschung sich innerhalb dieser 

Methode ständig modifizieren, was „Fluch und Segen“ zugleich sein kann: Während ein 

endgültiges Ergebnis niemals erreicht werden kann52 ist es möglich, sich immer wieder 

aktuellsten Ereignissen anzupassen und diese in den Kontext der Ergebnisfindung mit 

einfließen zu lassen. Zusätzlich ermöglicht die Anfertigung von Memos und 

Zwischenergebnissen eine gewisse Nachvollziehbarkeit der Arbeit des Forschers, was 

schlussendlich der Transparenz des Forschungsprozesses dient. 

Doch nun zur eigentlichen Durchführung dieser Arbeit. Wie bereits erwähnt, erfolgte 

zunächst eine gezielte Auswahl der zu analysierenden Daten, wobei diese fast 

ausschließlich in schriftlicher Form vorlagen53. Diese sollten möglichst sättigend den 

vom Forscher abgesteckten Bereich der deutschen Außenpolitik gegenüber der Türkei 

innerhalb des besagten Zeitfensters abdecken. Da die Qualität der Arbeit mit der 

Relevanz des ausgewählten Materials für die jeweilige Thematik eng zusammenhängt, 

war dieser Schritt einer der arbeits- und zeitintensivsten der Forschung. 

                                            
51

 Dies wäre natürlich ein großer Vorteil bezüglich der fehlenden Voreingenommenheit des Forschers, 
allerdings besteht durch das existierende Kontextwissen immer eine gewisse Form der „Vorbelastung“ 
des Forschenden, sodass gesagt werden kann, dass die GT ein möglichst hohes Maß an freiem 
Herangehen an das zu analysierende Material gewährleistet. 
52

 Wobei ein endgültiges Ergebnis nicht meiner Auffassung von Forschung entspricht. 
53

 s. Abschnitt Analysematerial. 
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Sobald das ausgewählte Material „analysebereit“ vorhanden ist, beginnt der erste 

Schritt; das offene Kodieren. Hierbei werden Hypothesen zunächst abduktiv 

erschlossen und festgehalten (vgl. Strauss: 1998). Es soll also das vorhandene Material 

in einzelne Sinneinheiten unterteilt werden, anhand derer dann erste Hypothesen 

gebildet werden können (vgl. Ruge: 2009). Dabei werden Hypothesen zunächst mit 

Bezug auf die jeweilige Textstelle „gespeichert“. Während des Forschungsprozesses 

zeichnet sich ein erstes Bild ab, wie der jeweilige Akteur sich in den deutsch-türkischen 

Beziehungen verhält. Nach und nach lassen sich manche Hypothesen des Öfteren 

beobachten und werden zu ersten, vorläufigen Kategorien und Theorien verdichtet, 

welche im weiteren Forschungsprozess Bestätigung finden oder auch falsifiziert 

werden; das heißt, die Analyse weiterer Materialien dient der Plausibilisierung 

generierter Theorien (axiales Kodieren)54(vgl. Strauss: 1998). Hierbei werden die 

zentralen Kategorien für die Theorie herausgearbeitet und deren Beziehung 

zueinander näher betrachtet (vgl. Ruge: 2009). Dies führt in gewisser Weise zu einer 

„Fluidität“ der Forschung, da sie sich ständig im Wandel befindet55. Die generierten 

Theorien werden während des Forschungsprozesses fortlaufend mit dem 

Datenmaterial konfrontiert und müssen ihren „Wahrheitsgehalt“ bzw. ihre Plausibilität 

anhand des Materials unter Beweis stellen. In einem abschließenden Arbeitsschritt 

werden die zentralen Theorien herausgearbeitet, d.h. jene, welche sich innerhalb des 

Forschungsprozesses erhärtet haben und welche durch das Datenmaterial 

plausibilisiert wurden (selektives Kodieren) (vgl. Strauss: 1998). Anhand einer erneuten 

Klassifizierung der zentralen Kategorien wird im Anschluss an das axiale und selektive 

Kodieren eine sogenannte Kernkategorie gebildet. Dabei wird ähnlich dem axialen 

Kodieren vorgegangen (vgl. Ruge: 2009). Die Kernkategorie wird schließlich in der 

Ergebnispräsentation noch einmal aufbereitet und es wird versucht, Schlüsse aus 

dieser zu ziehen.  

An dieser Stelle ist zu erwähnen, dass diese Arbeitsschritte keinesfalls strikt in dieser 

Reihenfolge umgesetzt werden müssen; vielmehr bleibt es dem Forscher überlassen, 

                                            
54

 Diese Plausibilisierung machte den Forschungsprozess zwar um einiges langwieriger, allerdings ergab 
sich daraus auch ein aussagekräftigeres Ergebnis. 
55

 Bzw. sich ständig in einem gewissem Wandel befinden kann, da manche Ergebnisse sich durch die 
Plausibilisierung auch verdichteten. 
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welche Präferenzen er für seinen Forschungsprozess hegt. So können verschiedene 

Schritte des Kodierens auch parallel umgesetzt werden. Von großer Relevanz ist 

hierbei die Dokumentation der Arbeitsschritte und Gedankengänge, da eine 

Forschungsarbeit, welche lediglich von einer Person betrieben wird, trotzdem ein 

Versuch sein sollte, ein Höchstmaß an Intersubjektivität und Nachvollziehbarkeit zu 

erreichen. 

 

5.3 Analysematerial 

Auf Grund der Forschungsmethode war es nötig, Material auszuwählen, das 

Sinneinheiten enthält, welche analysiert werden konnten. Diese lagen in schriftlicher 

Form vor, können aber auch in Tonmaterialien56 oder Bildern zu finden sein. Darüber 

hinaus können auch nicht-sprachliche Ereignisse, also Handlungen oder Ähnliches, 

Eingang in die Analyse finden (Roos: 2013). Nach der bereits erfolgten Klärung der 

außenpolitischen Akteure und der Methode möchte ich nun das Material vorstellen, 

welches Eingang in die Analyse erhielt und nach welchen Kriterien dies ausgewählt 

wurde. 

Das Material sollte sich um Äußerungen oder Handlungen deutscher außenpolitischer 

Akteure57 handeln, welche im Bezug zur deutschen Türkeipolitik stehen. Somit dienten 

Stellungnahmen, Reden, Interviews oder auch Beiträge als zu analysierendes Material, 

wobei diese auf der Homepage des jeweiligen Ministeriums oder durch die 

öffentlichen Medien frei zugänglich waren. Auch Berichte und Handlungen waren Teil 

des Materials, da auch sie Sinneinheiten aufweisen, welche analysiert werden können. 

Im Vorfeld der Forschung wurde keine exakte Auswahl der Texte vorgenommen, 

vielmehr verlaufen Auswahl des Materials und Analyse parallel zueinander, was dem 

Forschungsverständnis, welches der GT zugrunde liegt, entspricht. Kriterien für die 

Auswahl der Texte waren folgende: Zum einen sollten die Texte sowohl thematisch, 

wie bereits angeklungen, als auch zeitlich gemäß meiner Forschungsfrage ausgewählt 

werden. Somit wurde Material von deutschen, außenpolitischen Akteuren 

                                            
56

 Beispielsweise Interviews. 
57

 Welche das sind wurde bereits erörtert. 
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berücksichtigt, welches sich mit der deutschen Türkeipolitik befasst, Sinneinheiten 

enthält und zwischen 2011 und 2014 entstand. Zum anderen musste das Material aber 

auch sinnvoll ausgewählt werden: Zunächst wurde, zur Theoriegenerierung nach der 

GT, Material ausgewählt, welches eine maximale Kontrastierung zu den bisherigen 

Materialien bildete. Das heißt, zu Beginn meiner Forschung wurde eine zentrale Rede, 

Stellungnahme, etc. ausgesucht, welche analysiert wurde. Im Anschluss daran sollte 

der folgende Text eine möglichst hohe Kontrastierung zum vorangegangenen 

aufweisen, um möglichst breit gefächerte Theorien zu gewinnen. Die weiteren Texte 

wurden ebenfalls nach dieser Methode ausgewählt. Allmählich bildeten sich, auf 

Grund des Wiederkehrens und der Bestätigung bestimmter Theorien, somit Kategorien 

heraus. 

Im Folgenden sollen nun die Texte vorgestellt werden, welche für die Analyse 

ausgewählt wurden und dargelegt, warum diese Auswahl erfolgte58. 

MT159: Interview von Bundeskanzlerin Angela Merkel, Pfälzischer Merkur, 2014: 

Zunächst ist dieser einer der aktuellsten Texte, welcher analysiert wurde. Besonders 

interessant ist hierbei die Einbettung der deutsch-türkischen Beziehungen durch die 

Journalisten, da die Sequenzen auf das Thema Ukraine-Krise und Putins Russland 

folgen. Anschließend werden Krisen in unmittelbarer Nähe der EU thematisiert60. 

MT2: Pressekonferenz von Angela Merkel und Recep Tayyip Erdogan, Homepage 

Bundesregierung, 2014: Wiederum einer der aktuellsten Texte, allerdings mit einem 

deutlich anderen Inhalt. So wird vor allem die Lage in Syrien und der Beitrittsprozess 

der Türkei zur EU thematisiert, wobei Kanzlerin Merkel ihre Stellungnahmen dazu gibt. 

                                            
58

 Dies kann an dieser Stelle freilich nur in einem kurzen Überblick geschehen, da die Begründung sonst 
einen zu großen Teil der Arbeit für sich beanspruchen würde. 
59

 An dieser Stelle sollen die Kürzel der analysierten Texte kurz angesprochen werden. Der erste 
Buchstabe steht für den Vertreter der Regierung, welcher analysiert wurde bzw. dessen Sprechakte, so 
steht M für Merkel, S für Steinmeier und W für Westerwelle. Das T steht lediglich für Text, die Zahl 
ordnet die Texte den Quellen zu (s. Literaturverzeichnis). Dabei stehen diese Zahlen weder im 
Zusammenhang mit der Reihenfolge der Analyse noch sind sie chronologisch geordnet. Auch in der 
Präsentation der Analyse wird diese Systematik verwendet, auch wenn dort noch die Bezeichnung der 
Sequenz (abgekürzt durch ein K und die entsprechende Zahl) hinter den Texten steht. Somit können 
jederzeit die Gedankengänge zu den einzelnen Abschnitten im Anhang nachverfolgt werden, wo sich die 
analysierten Texte befinden (Weitere Hinweise zur Vorgehensweise siehe Dokument „Hinweise“ im 
Anhang).  
60

 Diese Einbettung der Thematik wurde zwar höchstwahrscheinlich von den Journalisten vorgenommen 
und nicht von der Kanzlerin selbst, jedoch sagt auch dies m. E. nach etwas über die öffentliche 
Wahrnehmung der deutsch-türkischen Beziehungen in der Öffentlichkeit aus. 
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Darüber hinaus fällt diese Pressekonferenz zwischen die Bundestagswahl in 

Deutschland und die Kommunalwahlen in der Türkei, welche als richtungsweisend für 

Erdogan und seine AKP galten61. 

MT3: Rede von Bundeskanzlerin Merkel bei der Mitgliederversammlung der Türkisch-

Deutschen IHK, 2013: Diese Rede zu analysieren war dahingehend relevant und 

brachte einen Mehrwert für diese Arbeit, da die Wirtschaftsbeziehungen zwischen 

beiden Ländern eine besondere Aufmerksamkeit erhalten. Zusätzlich spricht Angela 

Merkel über das Thema Migration und Integration. 

MT4: Pressekonferenz von Angela Merkel und Recep Tayyip Erdogan, Homepage 

Bundesregierung, 2012: Diese Pressekonferenz war einer der ersten analysierten 

Texte. Ausgewählt wurde er, da die Bundeskanzlerin hier zunächst viele Themen der 

deutsch-türkischen Beziehungen aufgreift und relativ umfassend über die 

Verbindungen zwischen beiden Ländern spricht. Deshalb erschien es vorteilhaft, durch 

diese allgemeinen Überlegungen erste Hinweise darauf zu bekommen, was der 

Bundesregierung bezüglich der Türkei wichtig ist. 

WT1: Rede von Außenminister Guido Westerwelle bei den Kronberger Gesprächen in 

Istanbul, 2012: Zu den Nahostgesprächen, initiiert von der Bertelsmann Stiftung, 

treffen sich jährlich „Abgeordnete, Politikwissenschaftler Diplomaten, Unternehmer 

und Journalisten“ (Bertelsmann Stiftung: 2012, o.A.), um über die Lage im Nahen und 

Mittleren Osten zu sprechen. 2012 war die Türkei Gastgeberland und stand somit auch 

teilweise im Fokus der Gespräche, welche Außenminister Westerwelle mit seiner Rede 

eröffnete. 

WT2: Grußwort von Guido Westerwelle zur Eröffnung der neuen türkischen Botschaft 

in Berlin, 2012: Zur Eröffnung der Botschaft hält Westerwelle in seinem Grußwort eine 

relativ allgemein gehaltene Rede zu den deutsch-türkischen Beziehungen in welcher 

wiederum klar zu erkennen ist, welche Themen er für die Beziehungen als relevant 

erachtet. 

                                            
61

 Richtungsweisend, da diese Wahlen nach einer Reihe von „unerfreulichen Ereignissen“ für Erdogan 
stattgefunden haben, beispielsweise den Korruptionsskandalen und den Straßenprotesten (Zeit: 2014a, 
o.A.)  
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WT3: Interview von Guido Westerwelle mit der türkischen Tageszeitung Hürriyet, 

2013: Neben den Beitrittsverhandlungen und den Beziehungen zwischen Deutschland 

und der Türkei werden in diesem Interview insbesondere die Proteste in der Türkei 

rund um den Gezi-Park, der Umgang der Sicherheitskräfte mit den Demonstranten und 

den damit einhergehenden Folgen für das deutsch-türkische Verhältnis thematisiert; 

zeitlich unmittelbar nach den Protesten. 

WT4: Interview von Guido Westerwelle mit der Welt, 2011: Zur Sprache kommt hierbei 

vor allem die strategische Rolle der Türkei für den Nahen Osten und Europa, welche in 

keinem der anderen analysierten Texte so explizit behandelt wird wie in diesem 

Interview. 

ST1: Außenminister Frank-Walter Steinmeier im Interview mit der türkischen 

Tageszeitung Hürriyet, 2014: Gleich zu Beginn seiner Amtszeit wird Steinmeier nach 

den Ziel- und Akzentsetzungen seiner Türkeipolitik gefragt, sodass dieses Interview 

keinesfalls in der Analyse fehlen durfte. Darüber hinaus wird er zur allgemeinen Lage 

der deutsch-türkischen Beziehungen befragt und zu seiner Einschätzung der Rolle der 

Türkei im Syrienkonflikt und einer eventuellen Hilfe von Seiten Deutschlands und der 

EU.  

ST2: Steinmeier im Interview mit der österreichischen Tageszeitung Kurier, 2014: 

Thematisiert wird, unmittelbar vor der Reise des deutschen Außenministers in die 

Türkei, die strategische Position der Türkei, vor allem aber die Rolle ihres 

Ministerpräsidenten Erdogan. 

 

Die Analyse der Koalitionsverträge und eine Begründung, warum diese erfolgte, wird in 

den folgenden Zeilen präsentiert. 
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6 Analyse 

6.1 Koalitionsverträge 2009 und 2013 

 

„Schließen Fraktionen eine Regierungskoalition (…), so legen sie in der 

Regel in einem Vertrag die Ziele schriftlich nieder, auf die sie sich für ihre 

zukünftige Regierungsarbeit geeinigt haben.“                           (Thurich: 2011) 

 

Um diese Ziele zu erreichen, die normalerweise zu Beginn einer Legislaturperiode in 

einem Koalitionsvertrag festgelegt werden, muss die Regierung aber bereits ein Bild 

davon haben, wie diese erreicht werden können. Ein Koalitionsvertrag ist 

schlussendlich eine Art „Fahrplan“, nach welchem die Regierung in den folgenden 

Jahren62 handeln möchte. Deshalb ist davon auszugehen, dass aus den Zielsetzungen 

bereits bestimmte Handlungsrichtlinien abgeleitet werden können, wenn diese nicht 

sogar im Vertrag verankert sind.  

In den Untersuchungszeitraum dieser Arbeit fallen dabei gleich zwei Verträge, aus den 

Jahren 2009 und 2013. Es liegt nahe, zunächst die Zielsetzungen der beiden 

Koalitionen zu betrachten, um daraus Schlüsse auf das Handeln der Regierung in den 

jeweiligen Zeiträumen zu ziehen. Dabei kann der Vertrag von 2009 dahin gehend 

überprüft werden, ob dessen Vorgaben in den analysierten Sprechakten zu finden sind. 

Der Koalitionsvertrag von 2013 hingegen ist relativ neu und besitzt noch Geltung für 

voraussichtlich knapp drei Jahre63, daher sind die Zielsetzungen dort eher Richtung 

Zukunft gerichtet. Es kann im Moment höchstens ansatzweise überprüft werden, ob 

dieser neue „Fahrplan“ ebenfalls umgesetzt wird. Allerdings kann man die beiden 

Koalitionsverträge miteinander vergleichen, um Gemeinsamkeiten und Unterschiede 

festzustellen, welche auf gleiche oder veränderte Handlungsrichtungen hindeuten. 

Im Folgenden sollen zunächst die Analyseergebnisse des Vertrages von 2009 und 2013 

vorgestellt werden, um diese anschließend zu vergleichen. Die Frage, ob diese 

Zielsetzungen tatsächlich verfolgt wurden und in den Sprechakten der Regierung zu 

                                            
62

 Bis zu einem neuen Koalitionsvertrag. 
63

 Stand: Dezember 2014 

http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/pocket-politik/16417/fraktion
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finden waren, soll an späterer Stelle, nach der Vorstellung der gesamten Analyse, 

beantwortet werden. 

 

6.1.1 Der Koalitionsvertrag 2009: EU-Beitritt in weiter Ferne 

Bereits im Koalitionsvertrag von 2009 wird die Türkei mit einer eigenständigen Passage 

erwähnt. Im Kapitel „Sicherer Frieden“ wird unter der Überschrift „Deutschland in 

Europa“ das Unterkapitel „Erweiterung und Nachbarschaftspolitik“ (Koalitionsvertrag: 

2009) behandelt. Dabei fällt auf, dass die beiden Abschnitte über die Türkei genau 

zwischen beiden Themata des Unterkapitels stehen.  

Zunächst folgt in diesem Kapitel eine Ausführung über die Erweiterungspolitik der EU, 

dann der Beitrag zur Türkei, anschließend die Zielsetzungen der Nachbarschaftpolitik. 

Dabei kann die Türkei nicht eindeutig einem der Kapitel zugeordnet werden; sie steht 

buchstäblich zwischen Erweiterung und Nachbarschaftspolitik. 

Die Verfasser des Vertrages konnten sich also nicht entscheiden, ob die Türkei nun als 

Beitrittsland behandelt werden soll oder „nur“ als Land in unmittelbarer Nachbarschaft 

der EU. Das spricht an dieser Stelle dafür, dass die deutsche Regierung sich nicht sicher 

war, welche Rolle die Türkei in Europa zum damaligen Moment einnahm 

beziehungsweise auch einnehmen werden wird. Allerdings deutet die Quantität des 

Inhalts darauf hin, dass die Türkei in jedem Falle ein wichtiger Partner ist: Weder 

Erweiterung noch Nachbarschaftspolitik erfahren in diesem Unterkapitel so viel 

Aufmerksamkeit64 wie die Türkei. 

 

„Deutschland hat ein besonderes Interesse an einer Vertiefung der 

gegenseitigen Beziehungen zur Türkei und an einer Anbindung des Landes 

an die Europäische Union. Die 2005 mit dem Ziel des Beitritts 

aufgenommenen Verhandlungen sind ein Prozess mit offenem Ende, der 

keinen Automatismus begründet und dessen Ausgang sich nicht im 

Vorhinein garantieren lässt.“                                                              (ebd., S. 117) 
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Gleich zu Beginn dieser Textsequenz wird die Relevanz der Türkei unterstrichen, wenn 

von einem „besonderen Interesse“ gesprochen wird. Allerdings wird dieses Interesse an 

dieser Stelle nicht näher bezeichnet; man weiß somit nicht, woher es rührt.  

Dass von einer „Vertiefung“ und „Anbindung“ gesprochen wird deutet darauf hin, dass 

Deutschland der Türkei näher kommen möchte. Dabei gilt es zu beachten, dass an 

dieser Stelle zunächst von einer „Vertiefung der gegenseitigen Beziehungen“ (ebd., 

S.117) die Sprache ist, nach Lesart des Autors sollen also zunächst die bilateralen 

Beziehungen erweitert werden. In einem weiteren Schritt wird dann die „Anbindung“ 

an die Europäische Union fokussiert.  

Die Zielsetzung der deutschen Perspektive ist keine Mitgliedschaft der Türkei in der 

Europäischen Union, sondern lediglich eine „Anbindung“. Diese unterstreicht zwar die 

Relevanz des Mittelmeerstaates für Europa, jedoch ist eine Vollmitgliedschaft zum 

damaligen Zeitpunkt für die deutsche Regierung noch kein Thema. Die Türkei wird 

immer noch als „Außenstehender“ betrachtet, soll aber für Europa auch nicht verloren 

gehen. 

Darüber hinaus werden die Prioritäten 2009 folgendermaßen gesetzt: Primär sollen die 

bilateralen Beziehungen gefördert werden; erst in einem weiteren Schritt wird die 

Annäherung an Europa65,66 fokussiert. 

Das „offene Ende“ der Verhandlungen des Beitrittsprozesses spricht ebenfalls dafür, 

dass eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU noch in weiter Ferne lag. Deutschland 

möchte an dieser Stelle keine falschen Versprechungen machen und die türkischen 

Erwartungen nicht allzu sehr in die Höhe schrauben. Man möchte Ankara nicht 

enttäuschen. Das verdeutlicht, dass die Republik am Bosporus den Äußerungen 

Deutschlands heute bzw. zumindest zum damaligen Zeitpunkt noch in besonderem 

Maße Beachtung schenkt. Die Bundesrepublik hingegen möchte aber auf keinen Fall 

zum „Anwalt türkischer Interessen“ (Weick: 2000, S.33) werden, wie dies bereits in der 
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Vergangenheit geschah. Stattdessen verweist die Bundesregierung auf einen 

„unpersönlichen“ Prozess, den sie selbst nicht beeinflussen und damit auch nicht 

„weiterhelfen“ kann67. 

 

„Sollte die EU nicht aufnahmefähig oder die Türkei nicht in der Lage sein, 

alle mit einer Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen voll und ganz 

einzuhalten, muss die Türkei in einer Weise, die ihr privilegiertes Verhältnis 

zur EU weiter entwickelt, möglichst eng an die europäischen Strukturen 

angebunden werden.“                                        (Koalitionsvertrag: 2009, S.117) 

 

Die zweite Sequenz des Koalitionsvertrages von 2009 deutet ebenfalls auf eine gewisse 

Skepsis gegenüber einem türkischen EU-Beitritt hin. Auf Grund der Erfahrungen aus 

der Vergangenheit ist davon auszugehen, dass eine „nichtaufnahmefähige“ EU kaum 

existieren dürfte, wenn genügend Gründe für das Land sprechen, welches 

aufgenommen werden soll68. So geht die deutsche Bundesregierung in ihrer Skepsis 

davon aus, dass die Türkei die Verpflichtungen, welche mit einer Mitgliedschaft 

verbunden sind, nicht einhalten können wird. Allerdings soll die Türkei trotz alledem 

an Europa angebunden werden und darf nicht als Partner verloren gehen, was 

wiederum die Relevanz dieses Landes unterstreicht.69 

 

6.1.2 Der Koalitionsvertrag 2013: Europa geht vor 

Beim vier Jahre später verfassten Koalitionsvertrag kann man bereits durch eine 

oberflächliche Betrachtung erkennen, dass eine Änderung stattgefunden hat70. Der 

Beitrag zur Türkei befindet sich zwar erneut zwischen den Themen „Erweiterung“ und 

„östliche Nachbarschaft“, wieder ohne eine eindeutige Zuordnung. Jedoch lautet die 
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Überschrift der Ebene darüber bereits „Europäische Außen- und Sicherheitspolitik“. Es 

geht hier nicht mehr bloß um „Deutschland in Europa“, wie noch vier Jahre zuvor, 

sondern bereits um eine „gesamteuropäische“ Außenpolitik, in welcher die Türkei eine 

Rolle spielen soll71 (Koalitionsvertrag: 2013). Darüber hinaus werden der Türkei 2013 

bereits 208 Wörter gewidmet, was eine erhöhte Aufmerksamkeit für das Land am 

Bosporus von deutscher Seite aus verdeutlicht72. 

 

„Die Türkei hat für Europa strategische und wirtschaftliche Bedeutung. Wir 

sind (…) mit der Türkei durch vielfältige Beziehungen zwischen den 

Menschen in unseren beiden Ländern eng verbunden.“              (ebd., S. 115) 

 

Auch in dieser Sequenz findet man Anzeichen dafür, dass es innerhalb der deutschen 

Außenpolitik einen Richtungswechsel gegeben hat. Standen 2009 noch die bilateralen 

Beziehungen im Mittelpunkt, genießt jetzt Europa oberste Priorität. Dabei werden auch 

die Interessen, die vier Jahre zuvor zwar genannt, aber nicht ausführlicher benannt 

wurden, hier näher definiert: Es handelt sich sowohl um strategische als auch um 

wirtschaftliche Interessen, wobei die strategischen Überlegungen vor den 

Ökonomischen stehen. Die Türkei als „Südostflanke“ Europas und als „Brücke zwischen 

Okzident und Orient“ (Rüstow: 1990, Titel), insbesondere unter Berücksichtigung der 

aktuellen Krisen im Nahen Osten, unterstreicht deren Relevanz. Darüber hinaus ist der 

wirtschaftliche Aufschwung in den letzten Jahren73 der Grund dafür, dass die Türkei 

auch ökonomisch an Bedeutung für Europa gewonnen hat74.  

Der zweite Satz dieser Sequenz zielt auf die Menschen ab, welche beide Länder 

verbinden. Nach Europa folgen jetzt die bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland 

und der Türkei. Dabei sind es vor allem türkischstämmige Menschen in Deutschland, 

welche als „Brücke“ zwischen beiden Ländern fungieren. Dass diese nun aber in den 

außenpolitischen Beziehungen eine Rolle spielen verdeutlicht die Besonderheit der 

türkisch-deutschen Beziehungen. Diese werden in den später folgenden Analysen noch 
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einmal eingehender betrachtet75. 

 

„Wir möchten die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und der 

Türkei weiter vertiefen, einschließlich einer engen strategischen 

Zusammenarbeit in außen- und sicherheitspolitischen Fragen.“  

(Koalitionsvertrag: 2013, S. 115) 

 

Im Zentrum des Interesses stehen die Beziehungen zwischen der Türkei und der EU, 

was verdeutlicht, dass das Mittelmeerland für ganz Europa von großer Relevanz ist. 

Dabei gilt es, die vorhanden Beziehungen in jenem Bereich zu vertiefen, in welchem die 

Türkei ein bedeutsamer Partner ist: In der Außen- und die Sicherheitspolitik. Die Türkei 

nimmt in der Wahrnehmung Deutschlands eine wichtige Rolle bezüglich europäischer 

Außenpolitik ein. Hierbei ist sicherlich die geostrategische Lage ein entscheidendes 

Kriterium. 

Was in dieser Sequenz aber ebenfalls zum Ausdruck kommt, ist die anvisierte 

Anbindung der Türkei an Europa. Wenn von einer „Vertiefung“ die Rede ist deutet dies 

darauf hin, dass auch jenseits des Beitrittsprozesses Fortschritte in den genannten 

Bereichen erzielt werden sollen. Dies ist wiederum ein Beleg für die Relevanz des 

Landes am Bosporus für die europäische Außenpolitik: Selbst wenn der Beitrittsprozess 

nicht erfolgreich zu Ende geführt werden kann, soll die Türkei bezüglich der Außen- und 

Sicherheitspolitik näher an europäische Strukturen angebunden werden76. 

 

„Wir sehen nicht nur die eindrucksvolle wirtschaftliche Entwicklung der 

Türkei, sondern begrüßen vor allem die mit Blick auf die 

Beitrittsverhandlungen unternommenen Reformanstrengungen.“  

(ebd., S. 115) 

 

Die wirtschaftliche Entwicklung innerhalb der Türkei wird durchaus als etwas Positives 

bewertet, ist aber verglichen mit den Reformbemühungen eher zweitrangig. Dabei ist 
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die Ökonomie ein Bereich, in welchem sich die Türkei aus eigener Kraft durch 

Reformen in der Vergangenheit weiterentwickelt hat. Allerdings ist aus deutscher Sicht 

nun wichtig, dass die Reformanstrengungen weitergeführt werden. Im ökonomischen 

Sektor sind diese bereits weitestgehend umgesetzt und haben zu einer 

„eindrucksvollen Entwicklung“ geführt. Die Türkei ist also in der Lage, Veränderungen 

zu erreichen, befindet sich gegenwärtig jedoch noch in einem Prozess, den sie 

fortführen muss77.  

 

„Der Verhandlungsprozess läuft mit der Eröffnung neuer 

Verhandlungskapitel weiter. Die unbedingte Achtung der Werte, auf denen 

auch die EU fußt, wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit sowie Religions- und 

Meinungsfreiheit, und deren innerstaatliche Durchsetzung sind 

Voraussetzung für weitere Fortschritte.“                                         (ebd., S. 115) 

 

Dass der Prozess um die Beitrittsverhandlungen weiterläuft verdeutlicht, dass die 

Türkei, obwohl sie sich schon seit 2005 in diesem Prozess befindet, noch einen langen 

Weg vor sich hat, um ihn zu Ende zu bringen. Dass nun neue Verhandlungskapitel 

eröffnet werden zeigt zum einen, dass es noch Klärungsbedarf zwischen beiden Seiten 

gibt. Zum anderen verdeutlicht es aber auch, dass der Prozess nicht vollständig ins 

Stocken geraten ist und die Beitrittsverhandlungen weitergeführt werden sollen. 

Auf diesem Weg ist allerdings wichtig, dass die Türkei die europäischen Grundwerte 

akzeptiert; gerade die explizite Betonung dieser Werte zeigt jedoch, dass sich die 

deutsche Regierung noch nicht sicher ist, ob diese in dem Mittelmeerland auch 

umgesetzt werden. Dass diese als „Voraussetzung für weitere Fortschritte“ (ebd.) 

gelten verdeutlicht, dass sie bisher wohl keine Umsetzung erfahren haben. So 

erscheinen „Demokratie, Rechtsstaatlichkeit sowie Religions- und Meinungsfreiheit“ 

(ebd.) eher als Barrieren, die Ankara und Brüssel voneinander trennen. In diesem 

Zusammenhang problematisch ist dabei, dass diese Werte geradezu fundamental für 

Europa sind. Wenn die deutschen Vertreter diese in der Türkei aber nicht vorhanden 

sehen wird es wohl kaum möglich sein, dass der Beitrittsprozess zu einem „positiven“ 
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Ergebnis gelangt. Die Türkei ist aus Sicht der deutschen Regierung also noch weit davon 

entfernt, als „europäisches Land“ gelten zu können. 

Die beiden folgenden Sequenzen, bezüglich der Beitrittsverhandlungen und der 

Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union bzw. der Erfüllung von Pflichten der Türkei 

im Falle einer Aufnahme, sind beinahe identisch mit denen des Koalitionsvertrages von 

2009. Es wird lediglich ergänzt, dass auch innerhalb der Türkei Diskussionen um einen 

EU-Beitritt geführt werden. Dies verdeutlicht, dass auch in der EU kontroverse 

Meinungen zu diesem Thema vorhanden sind, wobei diese, nicht wie bisher suggeriert, 

eventuell doch den Prozess um die Verhandlungen beeinflussen könnten78. 

Die gleiche Wortwahl wie vier Jahre zuvor zeigt, dass sich in diesen Bereichen nicht viel 

verändert hat. Es gibt keine nennenswerten Unterschiede in der deutschen 

Betrachtungsweise, was den Beitrittsprozess und dessen Ende betrifft. Dies könnte an 

dieser Stelle ein Anzeichen für einen Stillstand der Beitrittsverhandlungen sein bzw. 

wurden zumindest keine großen Fortschritte erzielt. 

Interessant ist auch ein Blick auf die folgende Passage, welche unmittelbar an die 

expliziten Sequenzen zur Türkei angeknüpft ist: 

 

„Es liegt im vitalen Interesse Deutschlands und der EU, Stabilität, 

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und wirtschaftliche Entwicklung auch in den 

anderen angrenzenden Regionen zu fördern. In diesem Zusammenhang hat 

sich die Europäische Nachbarschaftspolitik bewährt. Für die Östliche 

Partnerschaft bleiben Assoziierungs-, Freihandels- und Visaerleichterungs-

Abkommen die besten Instrumente.“                                               (ebd., S. 116) 

 

Dass „auch in den anderen angrenzenden Regionen“ (ebd.) lässt hierbei darauf 

schließen, dass dieser Abschnitt die Türkei ebenso betrifft wie seine unmittelbaren 

Nachbarn. Sollte dem aber so sein und folgt man diesem Gedanken so ist es nötig, auch 

in der Türkei diese Elemente zu fördern. Das heißt, dass auch dort bezüglich „Stabilität, 

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und wirtschaftliche[r] Entwicklung“ (ebd.) Hilfe 

benötigt wird. Damit wird das Mittelmeerland einfach zu den übrigen Nationen hinzu 

                                            
78

 KV13K8 



 

39 

 

gezählt. Dies würde eine spezielle Rolle der Türkei oder auch eine besondere Position 

derselben negieren. Bezogen auf den EU-Beitrittsprozess kann man dann aber nicht 

mehr von Verhandlungen auf Augenhöhe sprechen, da es in erster Linie gilt die Türkei 

zu fördern und aus ihr ein stabiles Land in unmittelbarer Nachbarschaft zur EU zu 

formen79. 

Zwar folgten bereits im Koalitionsvertrag von 2009 die Ausführungen zur 

Nachbarschaftspolitik auf jene zur Türkei, allerdings waren die Themen dort klarer 

getrennt als 201380. 

 

6.1.3 Vergleich der beiden Koalitionsverträge 

Zunächst fiel der bereits erwähnte quantitative Unterschied zwischen beiden Verträgen 

auf. Die Türkei erfährt hierbei 2013 eine erhöhte Aufmerksamkeit, was möglicherweise 

durch einen Bedeutungsgewinn bedingt ist.  

Bezüglich der außenpolitischen Zielsetzungen ist wichtig, dass sich die Prioritäten der 

Beziehungen auf die türkisch-europäischen Verbindungen verlagert haben und die 

bilateralen Beziehungen eher in den Hintergrund gerückt sind. Dabei werden vor allem 

die Außen- und die Sicherheitspolitik in den Fokus des Interesses gestellt. 

Darüber hinaus werden im Koalitionsvertrag von SPD und CDU sowohl Interessen an 

der Türkei, als auch mögliche Hindernisse und Barrieren in den europäisch-türkischen 

Beziehungen ausbuchstabiert. Die Formulierungen im Vertrag vier Jahre zuvor klingen 

im direkten Vergleich doch eher schwammig. 

Nahezu dieselbe Wortwahl wird in beiden Verträgen verwendet, wenn von den 

Beitrittsverhandlungen die Rede ist. Dies lässt auf fehlende Fortschritte im Zeitraum 

von 2009 bis 2013 in diesem Bereich schließen, wobei aber noch einmal unterstrichen 

wird, dass die Türkei ein wichtiger Partner für Europa ist, da sie dennoch näher an 

europäische Strukturen herangeführt werden soll. 

Da die beiden Koalitionsverträge sich doch an mehreren Stellen signifikant 
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unterscheiden ist davon auszugehen, dass die Türkei innerhalb der vier Jahre, die 

zwischen den Verträgen liegen, eine veränderte Betrachtungsweise erfahren hat. Ob 

sich dies nun auf den neuen Koalitionspartner SPD zurückführen lässt oder ob die Türkei 

generell eine erhöhte Aufmerksamkeit erfahren hat, kann an dieser Stelle jedoch nicht 

abschließend geklärt werden. 

 

6.1.4 Zwischenfazit 

Grundsätzlich können aus diesen Verträgen noch keine Handlungsregeln hervorgehen, 

da diese sich erst in den Handlungen der Akteure zeigen müssen. Dennoch zeichnen 

sie aber bereits erste Tendenzen ab. So wird bezüglich der deutschen Außenpolitik nun 

Europa in den Vordergrund gestellt. 

Die Türkei erhält aufgrund ihrer strategischen und ökonomischen Entwicklung eine 

erhöhte Aufmerksamkeit. Bezüglich eines möglichen EU-Beitritts befindet sie sich in 

einem Prozess und es liegt noch ein langer Weg vor ihr, um diesen endgültig 

abschließen zu können. 

Uneinig oder unsicher ist man sich auf deutscher Seite bezüglich der türkischen 

Position: Ist diese nun bereits ein Teil Europas, ist sie ein gewöhnlicher Nachbar oder 

ist sie ein Land mit besonderen Privilegien?  

 

6.2 Bilaterale Beziehungen 

In den analysierten Texten fanden die bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland 

und der Türkei quantitativ am häufigsten Erwähnung. Im Hinblick auf das Thema 

verwundert dies nicht. Jedoch gewinnen, wie bereits im Koalitionsvertrag angeklungen 

ist, die türkisch-europäischen Beziehungen zunehmend an Bedeutung. 

Von nahezu rein deskriptiven Aussagen über den Stand der Beziehungen zwischen 

Berlin und Ankara unterscheiden sich vor allem Äußerungen zu den Bereichen 

Ökonomie, Immigration sowie der geostrategischen Lage der Türkei. Die Ergebnisse in 

den einzelnen Bereichen sollen nun vorgestellt werden. 
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6.2.1 Beschreibungen: Erste Ansichten aus Sicht des deutschen Partners 

Diesem Kapitel zugeordnet wurden all jene Kommentare, welche nicht explizit einem 

Bereich der Beziehungen zwischen Deutschland und der Türkei zuzuordnen sind. Es 

sind also „allgemeine“ Beschreibungen der bilateralen Beziehungen, welche hier 

Eingang finden. Jedoch ist es nahezu unmöglich, aus ihnen bereits erste 

Handlungsregeln abzuleiten. Trotzdem sollen diese in die Ergebnisse der Analyse 

einfließen, da sie doch einen ersten Eindruck vermitteln und zeigen, dass die 

Betrachtungsweisen der drei analysierten Akteure sich durchaus unterscheiden. Im 

Vergleich zu den darauf folgenden Kapiteln soll den rein deskriptiven Kommentaren 

aber verhältnismäßig wenig Platz eingeräumt werden. 

 

6.2.1.1 Bundeskanzlerin Merkel: Pragmatisch und distanziert 

 

„Weil das Bild nicht schwarz-weiß, sondern differenziert ist. Auch wenn es 

Meinungsunterschiede gibt, können wir im Gespräch das voranbringen, 

was uns wichtig ist.“                                                                                   (MT1K4) 

 

Die deutsche Kanzlerin zeigt in den analysierten Texten eine pragmatische Haltung 

gegenüber der Türkei. Sie geht davon aus, dass die bilateralen Beziehungen komplexe 

Strukturen aufweisen. Darüber hinaus sieht sie sowohl positive als auch negative 

Auswirkungen, die mit den Beziehungen zu dem Mittelmeerland einhergehen. Sie 

spricht sich aber dafür aus, die Schwierigkeiten, welche zwischen beiden Ländern 

existieren, auszublenden und pocht darauf, gerade in den Bereichen, in welchen sich 

die Interessen überschneiden, Fortschritte zu erzielen. Sie möchte hauptsächlich den 

Nutzen maximieren, welcher aus den bilateralen Beziehungen entsteht. Diese 

Betrachtung beinhaltet aber auch, dass sich durch das Ausblenden der 

„Meinungsunterschiede“81gerade in diesen Bereichen voraussichtlich keine sonderlich 
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großen Fortschritte erzielen werden lassen. Und genau hier zeigt sich die zweite 

Erkenntnis der Analyse. 

 

„Wir haben über unser gemeinsames Projekt, die türkisch-deutsche 

Universität, gesprochen. Wenn ich im nächsten Jahr in die Türkei reisen 

werde, wollen wir auch schauen, dass wir bei einem anderen Projekt einen 

Fortschritt erzielen, nämlich bei einer deutsch-türkischen Universität in 

Deutschland.“                                                                                               (MT4K6) 

 

Bei einem, zumindest für die bilateralen Beziehungen, scheinbar nicht allzu wichtigem 

Ereignis zeigt sich, dass Angela Merkel das türkische Interesse am wissenschaftlichen 

Austausch begrüßt. Allerdings widmet sie dem Projekt, von deutscher Seite aus 

ebenfalls eine Universität im eigenen Land zu bauen, keine allzu große 

Aufmerksamkeit. „Schauen“ ist in diesem Zusammenhang ein ziemlich schwammiges 

Verb, welches nicht von einem „unbedingten“ Interesse zeugt. Zusätzlich sollen die 

Vorbereitungen für das Projekt erst im folgenden Jahr starten; die Kanzlerin hat es 

nicht unbedingt eilig, die deutsch-türkische Universität schnellstmöglich 

fertigzustellen82, was nicht gerade auf ein „tiefgründiges“ Interesse am Partner 

hindeutet. 

Zusammenfassend kann man also urteilen, dass sie die Beziehungen pragmatisch und 

realistisch betrachtet, wobei sie am Partner nicht allzu interessiert zu sein scheint83. 

 

6.2.1.2 Westerwelle: Gute Beziehungen zu wichtigem Partner 

Der ehemalige Außenminister Guido Westerwelle hingegen stuft die Türkei als äußerst 

relevanten Partner ein, mit welchem er auch persönlich verbunden ist: 
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„"Going it alone" is not an option, neither for Turkey, nor for Germany. We 

are partners in shaping globalization. It is in our best mutual interest and to 

the benefit of an efficient international system to take our relationship to a 

new level (…).“                                                                                             (WT1K8) 

 

Westerwelle sieht keinen anderen Weg als mit der Türkei zusammenzuarbeiten und 

damit im eigenen Interesse zu profitieren. Dass es keine Alternative zur 

Zusammenarbeit gibt verdeutlicht, dass die Türkei in Westerwelles Augen ein sehr 

wichtiger Partner ist, ohne den Deutschlands Bemühungen die Globalisierung 

mitzugestalten kaum möglich wären84. Er möchte vor allem die Beziehungen zur Türkei 

verbessern, da diese ein wichtiger Partner der Zukunft ist. Dabei würde vor allem das 

„internationale System“ von einer Verbesserung der bilateralen Beziehungen 

profitieren. Westerwelle ist durchaus daran interessiert, die Beziehungen zur Türkei zu 

verbessern und sieht in der Nation am Bosporus eines der „Schlüsselländer“ der 

Gegenwart und der Zukunft. 

 

„Das entscheidende dabei ist: Es gibt zwischen uns ein 

Vertrauensverhältnis, dass auch schwierige Fragen nicht ausklammert.“  

(WT3K14) 

Die bilateralen Beziehungen sind für den ehemaligen Außenminister Deutschlands 

insbesondere dann wichtig, wenn in „schwierige[n] Fragen“ (ebd.) verhandelt wird und 

der Dialog eventuell nicht harmonisch verläuft. Es zeigt sich, dass er in Verbindung mit 

der Türkei ein „Vertrauensverhältnis“ zwischen beiden Ländern sieht, das den 

Beziehungen in gewisser Weise etwas Besonderes verleiht85.  

 

 

                                            
84

 Diese Aussage bezieht sich vermutlich vor allem auf die geostrategische Lage der Türkei, was in 
anderen Sequenzen deutlicher zum Ausdruck gebracht wird, wie ich später ausführen werde. 
85

 Die Stabilität der bilateralen Beziehungen ist dabei von so großer Relevanz, dass dafür teilweise auch 
negative, innerstaatliche Entwicklungen in der Türkei ausgeblendet werden, um sie nicht zu gefährden 
(u.a. WT3K2.1). 
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6.2.1.3 Außenminister Steinmeier: Wichtige Türkei kennenlernen 

Auf Grund der kurzen Amtsdauer Steinmeiers als Außenminister86 können die 

Ergebnisse bezüglich seiner Sichtweise lediglich als vorläufiges Zwischenergebnis 

betrachtet werden. Jedoch zeigt auch Steinmeier erste Tendenzen bezüglich seiner 

Einschätzung der Beziehungen zur Türkei. 

 

„Um zu verstehen, wie meine Gesprächspartner die Lage in ihrer Heimat 

einordnen, will ich in unseren Gesprächen ehrliche Fragen stellen und 

zuhören.“                                                                                                        (ST1K7) 

 

Der Außenminister möchte in den bilateralen Beziehungen auf den Partner eingehen 

und diesen nicht nur aus einer „oberflächlichen“ Betrachtung heraus verstehen. Damit 

widmet er, wie auch bereits sein Vorgänger, der Türkei ein besonderes Interesse, was 

zeigt, dass auch er der Türkei einen besonderen Stellenwert beimisst und sie als 

äußerst relevant einstuft. Allerdings deutet diese Sequenz darauf hin, dass er bisher 

eher selten die Türkei besucht hat und sein Informationsdefizit nun erst begleichen 

muss, dem aber auch nachkommen will. 

 

6.2.1.4 Zwischenfazit 

Bezüglich der Betrachtung des Partners Türkei unterscheiden sich die drei 

untersuchten Akteure also teilweise voneinander. So präsentiert sich die 

Bundeskanzlerin als Pragmatikerin, während der ehemalige Außenminister 

Westerwelle die besondere Bedeutung der Türkei hervorhebt. Sein Amtsnachfolger 

Steinmeier ist ebenfalls durchaus an der Türkei interessiert, jedoch möchte er diese 

zunächst näher kennenlernen. 

 

                                            
86

 Berücksichtigt wurde auf Grund des Themas lediglich die aktuelle Amtsperiode (2013 bis 
voraussichtlich 2017) des Außenministers Steinmeier. 
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6.2.2 Migration: „Brücke“ zwischen beiden Nationen 

Die besonderen, bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und der Türkei sind 

auch geprägt von der Migration, welche zwischen beiden Ländern stattfand und immer 

noch stattfindet. Dabei sind es vor allem türkischstämmige Menschen87, welche seit 

1961 nach Deutschland immigrieren und welche zu einer „Brücke“ zwischen der Türkei 

und Deutschland wurden. Was damals mit dem Anwerbeabkommen begann, ist heute 

ein wichtiger Bestandteil der Beziehungen beider Nationen zueinander.  

 

„Diese guten Wirtschaftsbeziehungen sind insbesondere den rund drei 

Millionen türkischstämmigen Mitbürgerinnen und Mitbürgern in 

Deutschland zu verdanken, denn sie schlagen Brücken zwischen unseren 

Ländern und Kulturen.                                                                                (MT3K8) 

 

Die erwähnten guten Beziehungen im Bereich Wirtschaft88 werden also insbesondere 

durch die „türkischstämmigen Mitbürgerinnen und Mitbürger“ (ebd.) geprägt. Sie sind 

damit enorm wichtig für die bilateralen Beziehungen zwischen beiden Nationen.  

 

„Today, some 2.5 million people of Turkish origin live in Germany. It has 

become impossible to imagine our society without their enriching 

contribution.“                                                                                              (WT1K5) 

 

Dabei bilden sie aber nicht nur eine wichtige Brücke zwischen beiden Ländern, sondern 

Deutschland profitiert auch unmittelbar von den Einwanderern. Gerade die Wirtschaft 

profitiere in einem hohen Maße von den türkeistämmigen Menschen, nicht nur durch 

einen Ausgleich des Fachkräftemangels, sondern auch durch türkische Unternehmen in 

Deutschland (u.a. Peters: 2012). 

                                            
87

 Rund drei Millionen Menschen mit Migrationshintergrund, welche in Deutschland leben stammen 
ursprünglich aus der Türkei (Auswärtiges Amt: 2014a, o.A.). Unter ihnen sind rund 1,5 Millionen, welche 
als Ausländer registriert sind (Statista: 2014a, o.A.). Gegen diese Zahlen stehen rund 70.000 Deutsche, 
welche in der Türkei leben (Auswärtiges Amt: 2014a, o.A.). Diese Zahlen belegen, dass es vor allem die 
Einwanderer in Deutschland sind, welche für die „speziellen“ Beziehungen verantwortlich sind. 
88

 Dabei sind die Menschen nicht nur im ökonomischen Bereich eine wichtige Brücke zwischen 
Deutschland und der Türkei, sondern führen ganz allgemein gehalten die Vertreter beiden Länder immer 
wieder zusammen.  

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Tuerkei/Bilateral_node.html
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„Deshalb schützen wir muslimische wie jüdische Traditionen. Deshalb 

werden wir Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit in unserem Land 

nicht dulden. Sie richten sich gegen uns selbst.“                                  (WT2K7) 

 

Es gibt aber immer wieder Stolpersteine, welche der Immigration und vor allem der 

Integration im Weg stehen, beispielsweise „Rechtsextremismus und 

Fremdenfeindlichkeit“ (ebd.). „Einfacher“ zu erkennende Anzeichen dafür, dass die 

türkischstämmigen Einwanderer noch nicht vollständig integriert sind, lassen sich in 

der Sequenz ebenfalls finden. Nach Ansicht des Autors gilt es laut Westerwelle, 

Einwanderer und deren Kultur zu schützen und ihnen somit Sicherheit zu verschaffen. 

Jedoch liegt dem wohl eher ein Assimilierungsmodell im Sinne der „salad bowl“ zu 

Grunde, eine gewisse Differenzierung ist immer noch vorhanden. Hinzu kommen 

mangelnde Lösungsmöglichkeiten89, um die Assimilation der türkischstämmigen 

Menschen voranzutreiben. 

 

6.2.3 Die geostrategische Position der Türkei 

Betrachtet man die Außenpolitik Deutschlands gegenüber der Türkei kommt man nicht 

umhin, der geostrategischen Lage eine besondere Beachtung zu schenken. Sie wird 

von den Vertretern Deutschlands immer wieder in den Mittelpunkt gerückt.  

Interessant ist dabei, dass die besondere Lage der Türkei sowohl in den bilateralen als 

auch in den europäischen Beziehungen häufig Erwähnung findet. Diese doppelte 

Erwähnung lässt eventuell darauf schließen, dass die Türkei zum einen ein immens 

wichtiger Partner ist, aber auch, dass deutsche Außenpolitik in zunehmendem Maße 

auf europäischer Ebene stattfindet bzw. zumindest mit Blick auf europäische 

Interessen.90  

                                            
89

 In den analysierten Sprechakten wurde die mangelnde Integration türkischstämmiger Einwanderer 
zwar thematisiert (u.a. MT2K19), jedoch wurden keine Konzepte benannt, welche dieses Problem lösen 
könnten was darauf schließen lässt, dass die Vertreter der Regierung dieser Problematik relativ hilflos 
gegenüber stehen. 
90

 Dabei überschneiden sich selbstverständlich europäische Interessen und deutsche Außenpolitik an 
vielen Stellen, man kann also nicht davon sprechen, dass Deutschland in zunehmendem Maße von 
eigenen Interessen bezüglich der Außenpolitik abrückt. Jedoch gilt es, neben den eigenen Vorstellungen 
auch vom „europäischen Standpunkt“ aus zu denken.  
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„Aber das ändert nichts daran, dass die Türkei für uns ein außerordentlich 

wichtiger Partner ist, als aufstrebender Wirtschaftspol, Energie-

Drehscheibe und nicht zuletzt als ein NATO-Partner in einer von Krisen 

geschüttelten Region im Nahen und Mittleren Osten.“                     (ST2K4.1) 

 

Die Türkei ist für Deutschland ein überaus wichtiger Partner. Nahezu alle Argumente 

beziehen sich dabei auf eine wichtige, strategische Position in der Region. 

Bedingt durch den Aufschwung der Ökonomie ist aus der Türkei ein „aufstrebender 

Wirtschaftspol“ geworden. Sie ist also zum Mittelpunkt der Wirtschaft im Nahen und 

Mittleren Osten geworden, an dem sich auch alle angrenzenden Nationen orientieren.  

Als „Energie-Drehscheibe“ ist die Türkei ebenfalls vor allem für die Region wichtig. 

Zunächst ging mit dem wirtschaftlichen Aufschwung des Landes auch eine größere 

Menge benötigter Energie einher. Doch neben diesem Binnenmarkt ist es auch die 

geringe Entfernung zu Energieproduzenten sowie weiteren Konsumenten (vgl. Invest in 

Turkey, o.A.), welche der Türkei die Rolle als „Energie-Drehscheibe“ einbringt und 

damit wiederum die geografisch wichtige Position in der Region unterstreicht. 

Doch auch bezüglich militärischer Interessen91 ist die Türkei von großer Bedeutung. „In 

einer von Krisen geschüttelten Region“ (ST2K4.1) ist sie der Partner in der Nato, 

welcher allein auf Grund der geografischen Nähe und des Einflusses in der Region eine 

besondere Rolle einnimmt92.  

 

„Ich denke hier vor allem an die furchtbare, aber auch gefährliche Lage in 

Syrien, die wahrscheinlich noch eine ganze Weile ganz oben auf unserer 

Agenda stehen wird. Bei einer Lösung der Syrien-Krise spielt die Türkei eine 

ganz wichtige Rolle.“                                                                                    (ST1K4) 

 

Wie in dieser Sequenz war auch in anderen Sequenzen immer wieder zu finden, dass 

die Türkei auch in Zukunft bezüglich der Außenpolitik ein wichtiger Partner 

                                            
91

 Wobei Steinmeier an dieser Stelle bereits vom internationalen Rahmen (Nato) ausgeht. 
92

 Was aktuell immer wieder Erwähnung findet sind Krisen, beispielsweise in Syrien oder im Irak, bei 
deren Lösung die Türkei eine besondere Rolle einnimmt. 
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Deutschlands bleiben soll. Als Begründung werden häufig Krisen in der instabilen 

Nachbarschaft der Türkei angeführt, deren Lösungen noch nicht absehbar sind93. Die 

Türkei übernimmt dabei gleich eine doppelte Rolle, welche sie besonders wertvoll 

macht: Auf der einen Seite kann sie unmittelbar vor Ort auf die Nationen in ihrer 

Nachbarschaft und auch darüber hinaus Einfluss nehmen. Zum anderen ist die Türkei 

aber ein Nato-Mitglied, sodass Deutschland mit Hilfe des Partnerlandes seine 

Außenpolitik in der Region des Nahen und Mittleren Ostens effektiv umsetzen kann. 

 

„Wenn man die Türkei systematisch und aus innenpolitischen Erwägungen, 

um zu Hause ein paar Popularitätspunkte sammeln zu können, vor den 

Kopf stößt, ist die Gefahr groß, dass sie sich umorientiert. Das wäre zum 

Schaden für Europa.“                                                                              (WT4K9.1) 

 

Dabei kann man neben der besonderen Position der Türkei und den auch in Zukunft 

wichtigen Beziehungen zu dieser vor allem die Alternativlosigkeit des Partners am 

Mittelmeer erkennen. Es gilt vor allem, eine „Umorientierung“ zu vermeiden, da diese 

einen großen Schaden mit sich bringen würde. Innenpolitische Popularität darf in den 

bilateralen Beziehungen keine Rolle spielen, da man sich kaum erlauben kann, die 

Türkei als Partner zu verlieren. Diese wiederum hat allem Anschein nach mehrere 

Möglichkeiten, sich „umzuorientieren“, was die Gefahr für Deutschland, den Partner zu 

verlieren, noch einmal erhöht. 

Die Türkei ist letztlich ein geostrategisch wichtiger Partner, der auch in Zukunft eine 

immense Rolle spielen wird und zu welchem es kaum Alternativen gibt. Daraus lässt 

sich schließen, dass Akteure deutscher Außenpolitik sich auch in Zukunft primär an die 

Türkei wenden werden, wenn Handlungen im Nahen und Mittleren Osten erfolgen 

sollen. 

Doch gibt es auch Ereignisse in unmittelbarer Nähe der Türkei, welche diese im 

Allgemeinen und vor allem ihre Stabilität und Sicherheit gefährden könnten. So ist 

                                            
93

 Und selbst wenn für die aktuellen Krisen eine Lösung gefunden wird, ist es doch allein auf Grund der 
historisch näheren Vergangenheit unwahrscheinlich, dass die Region für längere Zeit ohne Konflikte 
auskommt. 
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beispielsweise der Syrienkonflikt nicht nur eine Gefahr für die Türkei, sondern für „die 

gesamte Nachbarschaft“ (ST1K11) der arabischen Republik. Möglicherweise auf Grund 

der fragilen Zustände in der Region „rund“ um die Türkei und deren geostrategischer 

Lage wird diese von deutscher Seite auch militärisch unterstützt. 

 

„Deutschland steht in dieser Lage fest an der Seite seines NATO-Partners 

Türkei: Der Bundestag hat vor kurzem mit großer, parteiübergreifender 

Mehrheit den Einsatz deutscher Patriot-Luftabwehrsysteme zum Schutz 

der Bevölkerung vor Raketenangriffen verlängert.“                             (ST1K12) 

 

Parteiübergreifend wurde in Deutschland entschieden, die Türkei auch militärisch zu 

unterstützen. Dies verdeutlicht zunächst, dass das Land fest in westliche, militärische 

Strukturen und Organisationen eingebunden ist. Es zeigt aber auch, dass es nötig ist, 

die Türkei in ihrem fragilen Umfeld zu schützen. So soll sie in Zukunft als 

„Stabilitätsanker“, unterstützt von Deutschland und der Nato, in der Region agieren 

können. 

 

6.2.4 Gemeinsame Außenpolitik 

Eng mit der geostrategischen Position verbunden ist die gemeinsame Außenpolitik, 

welche Deutschland und die Türkei betreiben. Dabei zeigte sich in der Analyse, dass die 

bilaterale Außenpolitik zwischen der Türkei und Deutschland hauptsächlich in den 

älteren, analysierten Texten des Untersuchungszeitraumes94 Erwähnung fand.  

 

„Wenn Deutschland und die Türkei etwas gemeinsam verabreden, hat das 

großes Gewicht.“                                                                                       (WT4K12) 

 

Diese Antwort auf die Frage nach dem gemeinsamen Vorgehen in der Syrienfrage 

verdeutlicht die Relevanz der Kooperation zwischen beiden Staaten. Gerade in der 

                                            
94

 Vor allem in den Texten von 2011 und 2012 finden sich demnach Sprechakte zum Thema bilaterale 
Außenpolitik. Zwar finden sich auch im Analysematerial von 2014 zwei Sequenzen hierzu, jedoch lässt 
sich der deutlich höhere Anteil (sechs Sequenzen) in den älteren Sprechakten finden. 
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damals aktuellen95 Krise gab es eine Zusammenarbeit zwischen Deutschland und der 

Türkei. Dabei zeigt diese Sequenz, dass sie gemeinsame Interessen verfolg(t)en. Beide 

Länder versuchen durch ihre Außenpolitik Konflikte in der Region zu lösen und an der 

politischen Gestaltung zu partizipieren. Darüber hinaus habe die gemeinsame 

Außenpolitik ein „großes Gewicht“, was dafür spricht, dass es aus deutscher Sicht 

durchaus realistisch erscheint, eigene Vorstellungen, gemeinsam. mit der Türkei als 

Partner, in der Region umsetzen zu können. Die Türkei ist also ein wichtiger Partner, 

mit dessen Hilfe man gestaltend im Nahen und Mittleren Osten eingreifen kann und 

dies auch tut. 

6.2.5 Zwischenfazit 

Auf Grund der geostrategisch bedeutsamen Lage der Türkei wird auch in Zukunft eine 

enge Zusammenarbeit mit ihr angestrebt. Diese Lage speist sich aus der geografischen 

Position, aus dem wirtschaftlichen Aufschwung und dem Einfluss der Türkei in einer 

instabilen Region. Das Mittelmeerland soll dabei im Interesse und zusammen mit 

Deutschland handeln und hat in Ermangelung sonstiger Partner für Deutschland in 

gewisser Weise eine Monopolstellung inne. 

 

6.3 Gegenwärtige Entwicklungen in der Türkei 

In diesem Kapitel sollen die Ergebnisse der Analyse der Bewertung der aktuellen 

Entwicklungen innerhalb der Türkei aus deutscher Sicht präsentiert werden. Um den 

Begriff „Entwicklung“ und die Tatsache, dass er in diesem Kapitel gebraucht werden 

wird näher zu erläutern, möchte ich zunächst vorstellen, welche Art von Sequenzen in 

die Ergebnisfindung aufgenommen wurden.  

Eingang in die Analyse dieses Kapitels fanden Sequenzen, welche sich mit der Frage 

beschäftigen, wohin der Transformationsprozess96 die Türkei aus deutscher 

                                            
95

 Auch heute noch steckt Syrien in der Krise, allerdings hat diese sich nach Art und Umfang verändert. 
96

 Unter dem Begriff Transformationsprozess versteht der Autor an dieser Stelle nicht Staaten, welche 
sich den Standards der westlichen Welt annähern wollen und ihre innerstaatlichen Strukturen auf Grund 
dessen in einem bestimmten Maße verändern müssen. Der Türkei soll nicht unterstellt werden, dass sie 
sich in einem speziellen Prozess befindet, um explizit die Anforderungen „von außen“ zu erfüllen. Der 
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Perspektive führt. Die kommenden Abschnitte handeln von Tendenzen gegenwärtiger 

Entwicklungen97 innerhalb der Türkei. Diese sind nach Ansicht des Autors relevant und 

finden nicht nur durch ihre quantitativ häufige Nennung in den Sequenzen einen 

berechtigten Eingang in die Präsentation der Ergebnisse. Die aktuellen Entwicklungen 

und die Bewertungen dieser aus Sicht eines Partners sind auch wichtig für die 

zukünftigen Beziehungen. 

Dabei ergab sich, dass nach der Vorstellung der Ergebnisse aus dem Bereich Wirtschaft 

eine Unterteilung in „positive“ und „negative“ Tendenzen vorgenommen wurde. Es 

stellte sich heraus, dass Deutschland mittels diverser „Hilfen“ versucht, auf die 

Entwicklung der Türkei einzuwirken, weswegen der Untersuchung dieser Eingriffe 

ebenfalls Raum im nachfolgenden Kapitel gewidmet wird. Zusätzlich stellte sich die 

Frage, ob die Türkei mit ihrer innerstaatlichen Entwicklung bereits europäischen 

Standards entspricht oder nicht. Die Ergebnisse der Analyse in den einzelnen Bereichen 

sollen nun vorgestellt werden. 

 

6.3.1 Wirtschaft: Prädikat erfolgreich 

Die Beziehungen im ökonomischen Bereich, jedenfalls legen dies die Zahlen nahe, sind 

vor allem von türkischer Seite aus von großem Interesse. Zwar erwirtschaften türkische 

Unternehmen in Deutschland einen Jahresumsatz von rund 35 Milliarden Euro 

(Auswärtiges Amt: 2014a, o.A.) und es wird reger Handel betrieben, jedoch sprechen 

Im- und Exportzahlen dafür, dass vor allem die Türkei an Deutschland interessiert ist, 

wobei vice versa das Mittelmeerland ein Partner von Vielen ist. Trotzdem wurden 

relativ viele Sequenzen zur Analyse herangezogen, welche sich mit dem Thema 

Wirtschaft beschäftigen. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass explizit die 

Rede der Bundeskanzlerin vor der deutsch-türkischen IHK ausgesucht wurde98. 

                                                                                                                                

Begriff soll hier vielmehr so verstanden werden, als dass jeder Staat sich dauerhaft in einer Art 
Transformationsprozess befindet.  
97

 Gegenwärtige Entwicklungen unter Beachtung des Zeitrahmens der Analyse. 
98

 Die Begründung hierfür findet sich im Kapitel 5.3. 
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Andererseits ist es aber so, dass die Wirtschaftsbeziehungen eben doch eine Rolle in 

den bilateralen Beziehungen spielen, wenn auch keine allzu zentrale.99 

 

„Deutschland ist der wichtigste ausländische Investor in der Türkei. Der 

Investitionsbestand von über sieben Milliarden Euro spricht dabei für sich. 

Es freut mich, dass deutsche Unternehmen mit ihren Investitionen und 

ebenso mit der Lieferung moderner Maschinen, Anlagen und Ausrüstungen 

erheblich zur guten Wirtschaftsentwicklung in der Türkei beigetragen 

haben. Wer das Land besucht, spürt ja auch, welche Dynamik in der 

Entwicklung der wirtschaftlichen Gegebenheiten dort zu verzeichnen ist.“  

(MT3K3) 

 

Deutschland investiert relativ viel Geld in die Türkei und trägt durch unterschiedliche 

Sachleistungen zu einer guten Wirtschaftsentwicklung bei. Dabei ist allerdings eine 

gewisse „Unausgewogenheit“ feststellbar. Die Investitionen und Hilfen, welche 

zwischen beiden Ländern stattfinden, werden größtenteils von deutscher Seite an die 

Türkei vergeben. Man kann sagen, dass für die Türkei Deutschland ein sehr wichtiger 

Partner ist, vice versa dies jedoch nicht unbedingt der Fall ist.100 Doch auch ein zweiter 

Aspekt wird in dieser Sequenz angesprochen: Der Aufschwung der türkischen 

Wirtschaft. Dieser kommt in der „Dynamik“ und „in der Entwicklung der 

wirtschaftlichen Gegebenheiten“ (ebd.) zum Ausdruck und beeindruckt die deutsche 

Regierung an dieser Stelle. 

 

                                            
99

 Insgesamt liegen zu den Wirtschaftsbeziehungen sechs Sequenzen vor (nach Abzug der Sequenzen aus 
Merkels Rede vor der IHK). Andere Themen beinhalten allerdings wesentlich mehr Sequenzen, sodass 
die Wirtschaftsbeziehungen zwar genannt werden und auch Teil der bilateralen Beziehungen sind, 
allerdings im Vergleich doch eher einen kleinen Teil darstellen. 
100

 So liegt die Türkei bezüglich deutscher Importe auf Rang 15, bei deutschen Exporten lediglich auf 
Rang 16 (Statistisches Bundesamt: 2012, o.A., Zahlen von 2011, s. Anh. 4 S. 12). Für die Türkei ist 
Deutschland aber extrem wichtig, bei den Importen belegt die Bundesrepublik Platz Drei, bei Exporten 
sogar Platz Eins (Grieß: 2014, Zahlen von 2013, s. Anh. 5). Laut Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie lag die Türkei 2013 bezüglich des Umsatzes als Außenhandelspartner sogar lediglich auf Platz 17 
(BMWi: 2014, s. Anh. 6, S. 11)  
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„Die Türkei hat in den letzten Jahren eine bemerkenswerte Entwicklung 

durchlaufen, als wirtschaftliches Kraftzentrum und als politische 

Gestaltungskraft mit Ausstrahlung in die ganze Region.“                    (WT3K8) 

 

Diese „Entwicklung“ macht die Türkei zu einem relevanten Partner in der Region. Da 

sie durch den ökonomischen Aufschwung zu einem „wirtschaftliche[n] Kraftzentrum“ 

in unmittelbarer Nachbarschaft zur Europäischen Union wurde, ist sie gleichzeitig ein 

wichtiger Wirtschaftspartner. Hinzu kommt die „politische Gestaltungskraft“ der Türkei 

in dieser Sequenz: Diese wird als zweites Argument für den Einfluss der Türkei in der 

„ganze[n] Region“ genannt, ist teilweise aber mit dem wirtschaftlichen Aufschwung 

verbunden. 

 

„Die türkische Wirtschaft boomt. Sie zählt zu den stärksten Europas101“  

(WT2K2) 

 

Die türkische Ökonomie hat eine rasante Entwicklung absolviert und befindet sich nun 

an einem Punkt, an welchem sie „zu den stärksten Europas“ (ebd.) zählt102. Sie hat also 

bereits einen Prozess durchlaufen und gilt nun als „erfolgreich“. Mit diesem Prädikat 

ist die Ökonomie aber ein Einzelfall in der Bewertung. Andere Bereiche werden von 

deutscher Seite keinesfalls als „erfolgreich“ angesehen103. Vielmehr hofft man, dass 

durch die positive Entwicklung im Wirtschaftsbereich auch andere Bereiche profitieren 

können.  

Zweifellos aber hat der Bereich Wirtschaft in der Türkei aus deutscher Sicht einen 

beeindruckenden Prozess durchlebt und dient nun als eine Art „Aushängeschild“. 

                                            
101

 Das Westerwelle die türkische Wirtschaft bereits zur EU zählt ist durchaus interessant, soll aber an 
einer späteren Stelle thematisiert werden. 
102

 Allerdings gab es in der Analyse auch zwei Sequenzen (MT3K5 und ST1K6), in welchen die türkische 
Wirtschaft noch in einem Prozess befindlich gesehen wird (E17, wobei das E eine Abkürzung für Ergebnis 
darstellt, näheres s. Anh. „Hinweise“). Die Mehrzahl der Sequenzen spricht jedoch dafür, dass die Türkei 
sich bereits am Ende dieses Prozesses befindet. 
103

 Diese Bereiche werden in einem späteren Kapitel aufgeführt (s. Kapitel 6.3.3). 
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Bezüglich der Ökonomie wird die Türkei größtenteils als ebenbürtiger Partner 

anerkannt104. 

 

„Wir werden engere Beziehungen im Wirtschaftsbereich haben. Wir haben 

gerade darüber gesprochen, dass die erste Sitzung der entsprechenden 

Wirtschaftskommission noch in diesem Jahr stattfinden soll. Auch die 

Zusammenarbeit in der Energiepolitik hat sich intensiviert. All dies wird die 

neue Bundesregierung fortsetzen.“                                                         (MT2K3) 

 

Die „engeren Beziehungen“ deuten darauf hin, dass, auf bereits Bestehendem 

aufbauend, „Neues“ bezüglich der wirtschaftlichen Beziehungen angestoßen werden 

soll. Dabei soll diese Intensivierung so schnell wie möglich vollzogen werden. Die 

Kanzlerin möchte diese Entwicklung ebenfalls vorantreiben und geht in dieser Sequenz 

davon aus, dass noch im Jahr 2014 Gespräche hierzu stattfinden werden. Den 

Verbindungen im Bereich Ökonomie soll zukünftig mehr Aufmerksamkeit gewidmet 

werden, was eine Folge des Aufschwungs der türkischen Wirtschaft sein könnte. 

Im Bereich Energie hingegen spricht die Vergangenheitsform dafür, dass der 

„Beziehungsstand“ in diesem Sektor aktuell befriedigend ist und hier die Beziehungen 

bereits verbessert wurden105. Das Potential der Türkei, deren Binnenmarkt durch das 

Wirtschaftswachstum eine große Nachfrage an Energie hat und die dank ihrer 

geografischen Lage in „unmittelbare[r] Nähe zu Energiekonsumenten und –

produzenten“ (Deutsch-Türkisches Journal: 2014, o.A.) als „Energiezentrum“ betitelt 

wird (ebd.), scheint von deutscher Seite aus bereits genutzt worden zu sein.  

 

Die Wirtschaft der Türkei wird schlussendlich als erfolgreich bezeichnet, wobei der 

Aufschwung in diesem Bereich auch die politische Gestaltungskraft des Landes in der 

Region erhöht hat. Auf Grund des wirtschaftlichen Erfolges sollen in Zusammenarbeit 

                                            
104

 Teilweise beeindruckt die ökonomische Entwicklung in der Türkei die Vertreter deutscher 
Außenpolitik so sehr, dass sie sich von der prosperierenden Türkei einen positiven Einfluss auf die 
europäische Wirtschaft erhoffen (WT1K13). 
105

 Was beispielsweise durch Veranstaltungen wie das „Deutsch-Türkische Energieforum“ aus dem Jahr 
2013 oder ähnliche Veranstaltungen unterstrichen wird. Aber auch darüber hinaus versuchen Vertreter 
beider Länder, die Beziehungen im Bereich Energie zu vertiefen (Deutsch-Türkisches Journal: 2014, o.A.). 

http://dtj-online.de/energie-politik-deutschland-tuerkei-yzer-29874
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beider Länder neue Projekte initiiert werden. Im Bereich Energie wurde allerdings 

bereits Vieles getan, sodass der Handlungsbedarf hier nicht besonders groß erscheint. 

6.3.2 Positive Tendenzen: Wirtschaft, Wachstum, Macht  

Die erste aus deutscher Sicht überaus positive Entwicklung der Türkei in den 

vergangenen Jahren, der wirtschaftliche Aufschwung, wurde bereits thematisiert und 

wird deshalb nicht erneut in diesem Kapitel zu finden sein, auch wenn es sich 

zweifelsohne um eine, aus deutscher Perspektive, positive Tendenz des türkischen 

Transformationsprozesses handelt.  

 

„Here in Istanbul, everyone realizes that the Turkish society is living 

through an imposing success story. Turkey has set off to become one of the 

shaping powers of the globalized world.“                    (WT1K1/ K1.1) 

 

Die positive Entwicklung der Türkei und der türkischen Gesellschaft, von welcher in 

dieser Sequenz die Rede ist, soll anhand der Stadt Istanbul verbildlicht werden. Aus 

rund einer Million Einwohnern wurden in den vergangenen rund 70 Jahren über 13 

Millionen, Tendenz steigend; bis 2023 sollen es bereits 17 Millionen sein (Keetman: 

2011)107. Ähnlich positiv wie die Entwicklung Istanbuls sehen die Vertreter deutscher 

Außenpolitik die Entwicklung der türkischen Gesellschaft108. Doch die Verbesserungen 

innerhalb der Türkei sind keine Selbstläufer; sie bringen auch Ergebnisse mit sich, 

welche die Position des Landes veränderten. So ist die Türkei beispielsweise, wie aus 

dieser Sequenz hervorgeht, eine „prägende Kraft in einer globalisierten Welt“ 

(WT1K1). Doch die neue Position der Türkei hat auch Konsequenzen. 

 

 

                                            

 
107

 Dabei ist die „Magnetkraft Istanbuls“ vor allem auf die wirtschaftliche Stärke der Stadt 
zurückzuführen, denn die häufigsten Zuwanderer kämen als „Migranten aus den wirtschaftlich schwach 
entwickelten Regionen Anatoliens.“ (Fuster: 2009) 
108

 Wenn die Entwicklung Istanbuls allerdings auf die Entwicklung der Gesellschaft übertragen wird wäre 
wiederum die Wirtschaft verantwortlich für die positiven Tendenzen (s. Fußnote 104), welche 
Deutschland aktuell erkennen kann. 

http://www.ibb.gov.tr/sites/ks/de-DE/0-Istanbul-Tanitim/konum/Pages/nufusvedemokratikyapi.aspx)
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„Mehr und mehr erkennt man, dass sich die Gewichte in der Welt 

verschieben. Die Türkei ist heute wirtschaftlich und politisch an einem 

Punkt angekommen, den viele vor wenigen Jahren nicht für möglich 

gehalten haben. Wir haben ein Interesse daran, dass der Blick der Türkei 

weiter nach Europa gerichtet ist und deswegen sollten wir alle in Europa 

die Türkei fair und respektvoll behandeln und sie als Partner auf gleicher 

Augenhöhe betrachten. Es könnte zu einem Punkt kommen, an dem das 

Interesse Europas an der Türkei größer sein wird als umgekehrt.“   (WT4K4) 

 

Die positiven Entwicklungen in der Türkei und die damit einhergehende stärkere 

Position dieser sind hauptsächlich interessant für die europäische Außenpolitik. 

Deshalb dürfe es auch nicht passieren, dass die Türkei als Partner „vergrault“ wird.  

Aktuell hat es darüber hinaus nicht den Anschein, als ob das Land am Mittelmeer 

bereits am Ende der positiven Entwicklungen angekommen wäre. Deutschland geht 

davon aus, dass auch in naher Zukunft ein anhaltender Aufschwung stattfinden 

wird109und die Position der Türkei dadurch zusätzlich gestärkt wird. Das Land muss also 

geradezu als „Partner“ auf Augenhöhe behandelt werden. 

 

6.3.3 Negative Tendenzen: (Un-)Demokratische Entwicklung und 

Unberechenbarkeit des türkischen Partners 

Neben den positiven Entwicklungen gibt es allerdings auch solche, welche von der 

deutschen Außenpolitik mit Sorge verfolgt werden. Im Untersuchungszeitraum waren 

dies beispielsweise die Vorkommnisse im Gezi-Park110. 

                                            
109

 Der kontinuierliche Aufschwung wird durch das „Mehr und mehr“ (WT4K4) zu Beginn der Sequenz 
verdeutlicht. 
110

Die Proteste rund um den Taksim-Platz werden in dieser Arbeit nicht explizit behandelt. Es war ein 
wichtiges Ereignis innerhalb des Untersuchungszeitraumes, weswegen es in den vorhandenen 
Sprechakten auch thematisiert und vom Autor analysiert wurde. Jedoch ist diese Arbeit auf Grund des 
Themas darauf ausgerichtet, eine Übersicht im Analysezeitraum zu geben und darauf aufbauend 
Handlungsregeln aufzuzeigen. Die Ereignisse rund um den Gezi-Park fließen durch die analysierten Texte 
zwar ebenfalls mit ein, denn ein „Ausblenden“ der Vorkommnisse wäre sicherlich grundlegend falsch, 
eine gesonderte Betrachtung dieser Ereignisse würde aber eine eigene Arbeit erfordern. So fand auch 
die Rede des ehemaligen Außenministers Westerwelle mit diesem Thema vor dem Bundestag keine 
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„Wir haben deutlich unsere Erwartung geäußert, auf Dialogbereitschaft 

und Deeskalation zu setzen. Jedes demokratische Land mit einer wachen 

Zivilgesellschaft kennt die Herausforderung, auf Proteste angemessen zu 

reagieren“                                                                                                 (WT3K2.1) 

 

Diese Antwort auf die Frage, welche Erwartungen man von deutscher Seite im Rahmen 

der Konflikte am Taksim-Platz an die türkische Regierung gehabt habe, lässt erkennen, 

dass es sich aus Sicht der deutschen außenpolitischen Akteure bei der Türkei noch 

nicht um ein demokratisches Land handelt. Die Erwartungen des ehemaligen 

Außenministers Westerwelle zeigen aber, dass man auf Seite der deutschen Vertreter 

davon ausgegangen war, dass die Türkei in ihrer Entwicklung hin zu einem 

demokratischen Staat wesentlich fortgeschrittener sei. Man hatte sich an dieser Stelle 

verkalkuliert. Die Türkei befindet sich gerade erst in einer demokratischen 

Entwicklung, wobei dies nicht auf alle Akteure zutrifft. Eine „wache Zivilgesellschaft“, 

das verdeutlichen die Proteste, ist bereits existent. In besagtem Falle war es vor allem 

die Regierung, welche nicht angemessen handelte. 

 

„Wir beobachten, dass (…) in der Türkei eine immer lebendigere 

Zivilgesellschaft entsteht. Die beachtlichen Fortschritte im 

Demokratisierungsprozess der letzten Jahre sind auch der Verdienst der 

Regierung von Ministerpräsident Erdogan.“                                          (WT3K6) 

 

Diese Sequenz könnte die positiven Fortschritte der Türkei verdeutlichen, wäre nicht 

die Fragestellung gewesen, wie „die Gezi-Ereignisse (…) das Bild der Türkei im Ausland 

beeinflusst“ (WT3) hätten. Westerwelle assoziiert mit den Vorkommnissen etwas 

Positives, wobei der türkische Ministerpräsident diese Entwicklungen, wie 

beispielsweise die „lebendigere Zivilgesellschaft“, durch seine „Verdienste“ noch 

begünstigt hat. Es liegt nahe davon auszugehen, dass die Beziehungen zwischen beiden 

                                                                                                                                

Beachtung*, da die Thematik an anderen Stellen der analysierten Texte bereits behandelt wurde und für 
diese Arbeit, aus Sicht des Autors, kein Mehrwert entstanden wäre. 
*Stenographisches Protokoll unter http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/Presse/Reden/201 
3/130612-BM-TUR-AktStunde.html, zuletzt abgerufen am 20.12.2014 
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Ländern durch derlei Vorkommnisse nicht beeinträchtigt werden sollen und wichtiger 

sind, als „innenpolitische Probleme“ der Türkei.111 

Jedoch gibt es auf deutscher Seite auch Meinungen, welche die Türkei und ihren 

Ministerpräsidenten wenn nicht skeptisch, so doch zumindest als unberechenbar 

betrachten. 

 

„Ich habe damals gesagt: Herr Erdogan ist uns willkommen. Unsere 

Demokratien halten auch kontroverse Debatten aus. Aber wir wünschen 

uns auch, dass er Worte findet, die das gute Zusammenleben von 

Deutschen und Türken fördern.“                                                            (ST2K2.1) 

 

Zunächst wird verdeutlicht, dass die Türkei als Demokratie betrachtet wird und auch 

ihr Ministerpräsident in Deutschland willkommen ist. Dass sich Steinmeier aber 

wünscht, dass Erdogan die „richtigen“ Worte findet zeigt zweierlei: Zum einen ist ihm 

dies in der Vergangenheit wohl nicht immer gelungen. Zum anderen schwingt dabei 

aber auch eine gewisse Unsicherheit mit. Ein gewisses „Restrisiko“ im Umgang mit der 

Türkei ist aus deutscher Perspektive letztendlich nicht zu vermeiden. Deshalb ist 

türkische Regierung in gewisser Weise unberechenbar. 

 

6.3.4 Es bleibt ein langer Weg zu gehen… 

Eine Vielzahl der analysierten Sequenzen enthält Inhalte, welche weder eine positive 

noch eine negative Entwicklung der Türkei erkennen lassen. Da diese Sequenzen 

quantitativ derart ins Gewicht fallen, sollen auch die gefundenen Ergebnisse 

präsentiert werden. 

 

                                            
111

 Die Sequenz erinnert doch stark an den „Zauberlehrling“ Goethes, welcher versuchte, die Geister die 
er rief zu vertreiben. So hat Erdogan zwar die demokratische Entwicklung in seinem Land gefördert, nun 
allerdings hat er darauf keinen Zugriff mehr und versucht wieder mehr Kontrolle darüber zu erhalten. Zu 
diesem Bild würde auch die jüngste Festnahme regierungskritischer Journalisten passen (Zeit online: 
2014b, o.A.) 



 

59 

 

„Im Inneren hat die Türkei wichtige Reformen verwirklicht, im Justizwesen 

genauso wie mit Blick auf religiöse Minderheiten. Viel bleibt zu tun, aber 

wichtige Etappen sind geschafft“                                                             (WT2K3) 

 

In nahezu allen Sequenzen, welche unter diese Rubrik fallen, wird darauf aufmerksam 

gemacht, dass sich der Transformationsprozess der Türkei bereits vollzieht, es aber 

noch einige Schwierigkeiten gibt, welche angegangen werden müssen. In der 

vorliegenden Sequenz lobt der ehemalige Außenminister zwar die Fortschritte im 

Justizwesen und im Umgang mit religiösen Minderheiten112, jedoch sieht er trotz 

dieser Fortschritte noch einen langen Weg, den die Türkei zu gehen hat. Dieser wird, 

falls er bis zum Ende gegangen wird, zum Abschluss des Beitrittsprozesses führen. 

Letztendlich wird der türkische Staat zumindest teilweise nach Vorgaben der 

Europäischen Union reformiert.  

Die Häufung der Sequenzen wie dieser lässt darauf schließen, dass Deutschland die 

Türkei ermutigen möchte den eingeschlagenen Weg fortzusetzen. Mittlerweile hat sie 

dabei schon eine bestimmte Strecke zurückgelegt, darf den Transformationsprozess 

jetzt aber nicht beenden und muss weitere Reformen umsetzen, um zum Ziel zu 

gelangen113. 

 

6.3.5 Deutscher Einfluss in der Türkei 

Die bisherigen Ergebnisse geben Grund zu der Annahme, dass bezüglich der 

Entwicklung der Türkei kein klares Bild auf deutscher Seite existiert oder man sich nicht 

sicher ist, in welche Richtung sich das Land in Zukunft entwickeln wird. Vielleicht ist es 

Vertretern deutscher Außenpolitik auch deshalb ein Anliegen, selbst aktiv zu werden 

und der Türkei bei ihrem Transformationsprozess unter die Arme zu greifen, der sie 

aus deutscher Sicht letztendlich näher an die Europäische Union führen soll. 

 

                                            
112

 Gerade diese beiden Bereiche sind zwei der „Sorgenkinder“, was die Transformation des türkischen 
Staates anbelangt. 
113

 Aus deutscher Sicht ist dieses Ziel das Ende des Beitrittsprozesses der Türkei, wie auch immer dieses 
aussehen wird. 
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„Ich bin der Meinung, dass die Diskussionen in der Türkei türkische 

Diskussionen sind, zu denen wir uns natürlich immer wieder äußern.“  

(MT2K16) 

 

Die Vertreter der deutschen Außenpolitik sind zu einem großen Teil darauf bedacht, 

die Diskussionen zu Reformen in der Türkei als innertürkische Angelegenheiten zu 

bewerten. Allerdings wurde in einigen Sprechakten deutlich, dass die deutschen 

außenpolitischen Akteure zumindest gewisse Ratschläge geben möchten, welche der 

Türkei weiterhelfen sollen. So sind eventuell bereits die Äußerungen, welche die 

Bundeskanzlerin hier vornimmt, kleine sprachliche Wegweiser. Diese geben eine 

gewisse erwünschte Richtung vor, an welcher sich die Türkei orientieren kann. 

 

„Was die innenpolitische Entwicklung betrifft, haben wir vereinbart, dass 

wir, gerade was das Rechtssystem anbelangt, einen Austausch zwischen 

unseren Justizministern haben werden, gerade auch, wenn es um die 

Bestellung von Staatsanwälten und von Richtern sowie um die 

Unabhängigkeit der Justiz geht. (…) Wir wünschen uns natürlich, dass die 

Reformen, die in der Türkei in der letzten Zeit, in den letzten Jahren 

stattgefunden haben, auch Bestand haben.“                                         (MT2K5) 

 

Wenn konkrete Bereiche angesprochen werden, in welchen Deutschland der Türkei 

unter die Arme greifen möchte, so ist dies häufig das Justizsystem114. Da die 

Bundeskanzlerin vom deutschen System überzeugt sein dürfte, kann ein Austausch 

zwischen den Justizministern nur bedeuten, dass die Türkei Teile des deutschen 

Systems adaptieren soll, zumindest wird dies dem Land nahe gelegt. Auch in den 

übrigen Sequenzen hierzu wird deutlich, dass der Türkei in diesem Bereich eine 

besondere Hilfe zukommen soll, was darauf schließen lässt, dass das Land bezüglich 

des Justizwesens noch zu wenige Reformen angestoßen hat oder diese aber bewahrt 

werden sollen. 

                                            
114

 Weitere Bereiche, welche in der Analyse zu dieser Thematik gefunden wurden, waren die 
Zivilgesellschaft, die Wirtschaft und das Bildungssystem.  
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6.3.6 Zwischenfazit 

Bezüglich der gegenwärtigen Entwicklung der Türkei sind sich die Vertreter der 

deutschen Außenpolitik nicht sicher, wohin die Reise geht. Als positiv erscheint der 

wirtschaftliche Aufschwung und vor allem der damit einhergehende Machtgewinn des 

Landes, was letztendlich deren Position in der Region stärkt; dadurch wird sie zu einem 

immer wichtigeren Partner für Deutschland. Jedoch entspricht die demokratische 

Entwicklung nicht ganz den Vorstellungen des deutschen Partners; wie die 

Vorkommnisse im Gezi-Park gezeigt haben hat hier vor allem die Regierung 

Nachholbedarf. Dieser Zwiespalt wird meist zugunsten des „machtpolitischen“ 

Denkens entschieden, sodass die strategische Relevanz des Partners höher eingestuft 

wird als dessen eventuelles Fehlverhalten gegenüber westlichen Wertvorstellungen. 

Dabei sind sich die Vertreter Deutschlands nicht sicher, ob diese Werte seitens der 

Türkei ebenfalls vertreten und eingehalten werden. Relativ sicher ist man sich nur in 

dem Punkt, dass die Umsetzung der Reformen im Rahmen des Beitrittsprozesses noch 

eine ganze Weile andauern wird. Dabei soll die Türkei unterstützt werden, um 

bestehende Reformen zu erhalten und nötige Veränderungen voranzutreiben. 

 

6.4 Die Türkei und die Europäische Union: Vorbildfunktion 

In diesem Kapitel soll Abstand genommen werden von der Betrachtung der bilateralen 

Beziehungen durch die Vertreter der deutschen Außenpolitik. Das Augenmerk richtet 

sich nun auf die Beziehungen zwischen Europa und der Türkei115. Dabei soll 

insbesondere die Bewertung des türkischen Beitrittsprozesses und die Rolle der Türkei 

für Europa aus deutscher Perspektive näher betrachtet werden. 

 

 

 

 

                                            
115

 Wobei es bei Analysen der Sprechakte der Vertreter eines Mitgliedsstaates kaum möglich sein dürfte, 
die bilateralen Beziehungen vollständig aus der Betrachtung auszuklammern.  
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„Turkey serves as an inspiration to many in the Mediterranean, not least 

due to her close ties with the European Union. Prime Minister Erdogan’s 

visit to Cairo sent an encouraging message to the people in the region that 

democracy can be successfully reconciled with a secular Muslim society.“ 

(WT1K20) 

 

Ein entscheidender Faktor, der die Türkei zu einem sehr wichtigen Partner für die 

Europäische Union macht, ist die Vorbildfunktion des Landes für den Raum Nordafrika 

und den Nahen Osten116. Diese wird vor allem durch die Verbindungen der Türkei zur 

EU hervorgerufen, da kein anderes Land in diesen Regionen solch enge Beziehungen zu 

Brüssel besitzt. Deshalb darf es auf keinen Fall geschehen, dass es zu einem Abbruch 

dieser Beziehungen kommt, da andere Länder diese sehr genau beobachten und 

daraus ihre Schlüsse ziehen. 

Darüber hinaus ist die überwiegend muslimische Bevölkerung in den nordafrikanischen 

Ländern und jenen des Nahen Ostens ein Grund für die EU, in der Türkei einen 

besonderen Partner zu sehen, ist es doch das erste muslimische Land, welches sich der 

„christlich“ geprägten Europäischen Union annähert. Bezogen auf diesen Punkt besitzt 

die Türkei damit Vorbildcharakter für andere Nationen, da es um die generelle Frage 

geht, ob eine muslimische Gesellschaft und eine Demokratie nach westlichem Vorbild 

zu vereinbaren sind. 

 

„Unsere Beziehung hat immer auch eine europäische Dimension. Wir teilen 

ein gemeinsames Interesse daran, der Annäherung zwischen Europäischer 

Union und Türkei neuen Schwung zu geben.“                                       (WT2K9) 

 

Deshalb liegt Deutschland viel daran, sich für eine Annäherung zwischen der EU und 

der Türkei einzusetzen. Dabei wird deutlich, dass es keine „rein“ bilateralen 

                                            
116

 Zwar wird in der Sequenz nur von den Mittelmeerländern gesprochen. Der Hinweis auf die 
muslimischen Gesellschaften und die Erwähnungen aus anderen Sequenzen lassen aber darauf 
schließen, dass es sich hauptsächlich um diese Regionen handelt. 
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Beziehungen zwischen der Türkei und Deutschland gibt, da diese „immer auch eine 

europäische Dimension“ (ebd.) beinhalten. 

Zu erkennen ist, dass die Vertreter deutscher Außenpolitik stets eine Annäherung, 

nicht aber einen Beitritt des Mittelmeerlandes fokussieren. Zusätzlich muss dieser 

Annäherung aber zunächst neuer Schwung gegeben werden, was ein Hinweis darauf 

ist, dass in jüngerer Vergangenheit wohl nur wenig für eine Annäherung getan 

wurde117. 

 

6.4.1 Entwicklungsstand: Genügt die Türkei bereits europäischen Standards? 

Diese Frage zu beantworten ist sicherlich schwierig und soll innerhalb dieser Arbeit 

anhand des türkischen Staates weder untersucht noch beurteilt werden. Jedoch zeigen 

die Akteure deutscher Außenpolitik in ihren Sprechakten Beurteilungen zu dieser 

Frage. Die daraus gewonnen Analyseergebnisse folgen in diesem Kapitel. 

 

„Demokratie ist mehr als das Abhalten von freien und fairen Wahlen. Das 

Bedürfnis nach Austausch zwischen Staat und Gesellschaft besteht fort.“ 

(WT3K5) 

 

Der ehemalige Außenminister Westerwelle sieht in der Türkei zwar bereits einige 

wichtige Elemente einer Demokratie verwirklicht, jedoch fehle in der Praxis teilweise 

die Umsetzung. Dass „freie und faire Wahlen“ (ebd.) veranstaltet werden verdeutlicht, 

dass einzelne Voraussetzungen einer Demokratie bereits umgesetzt wurden. Allerdings 

fehlt es an demokratischem Verständnis. Eine „Veränderung in den Köpfen“ wäre 

ebenfalls notwendig, um eine intakte Demokratie auch in der Praxis zu verwirklichen. 

Demnach sieht Westerwelle die Türkei und ihre demokratische Entwicklung bereits auf 

dem richtigen Weg, allerdings noch lange nicht angekommen. 

 

                                            
117

 Dabei gibt es an dieser Stelle Sequenzen, welche die Türkei bereits als einen Teil Europas betrachten. 
Da diese „Ansicht“ aber kontrovers diskutiert wird und die Argumente schon ein Kapitel zuvor 
dargestellt wurden, wird in diesem Abschnitt auf eine erneute Vorstellung der Kontroverse verzichtet. 
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„Unsere europäischen Werte der Rechtsstaatlichkeit und der Pluralität 

geben uns eine klare Richtschnur: Achtung der Meinungsfreiheit, der 

Pressefreiheit, der Versammlungsfreiheit. Dazu gehört auch die 

Verhältnismäßigkeit der staatlichen Mittel. Dort, wo es im Einzelfall zu 

Fehlverhalten von Sicherheitskräften oder Protestierenden kommt, müssen 

rechtstaatliche Standards bei der strafrechtlichen Aufarbeitung gelten.“  

(WT3K4) 

 

Den genannten Einschätzungen konträr gegenüber stehen jene, welche der Türkei 

grundsätzlich bescheinigen, bereits die Voraussetzungen für die Standards der 

Europäischen Union zu erfüllen. 

So werden in der vorliegenden Sequenz die europäischen Werte aufgezählt und es 

wird verdeutlicht, dass vor allem „die Verhältnismäßigkeit der staatlichen Mittel“ 

(ebd.) nicht eingehalten wurde. Alleine die Tatsache, dass eine Aufzählung dieser 

Werte stattfindet zeigt, dass die Türkei bereits an diesen gemessen wird. Die 

Verletzung etwaiger Werte aber wurde lediglich von einigen „Sicherheitskräften oder 

Protestierenden“ (ebd.) begangen. Damit ist ein Fehlverhalten der türkischen 

Regierung nicht gegeben, welche an europäischen Werten gemessen wird und keine 

Abweichung davon erkennen lässt. 

Die Vertreter deutscher Sicherheitspolitik sind sich letztendlich nicht sicher, ob die 

Türkei bereits europäische Werte umsetzt. Sicher ist nur, dass sie am Maßstab der 

europäischen Werte gemessen wird. Darüber hinaus zeigt sich, dass vor allem 

Westerwelle ein Abweichen erkennt118, wohingegen Steinmeier eher dazu tendiert119, 

dass die Türkei bereits „europäisches Niveau“ im Hinblick auf demokratische 

Strukturen erreicht hat und auch europäische Werte umsetzt. 

 

                                            
118

 Mit Betrachtung des Zeitraumes seiner Amtszeit und des Analysematerials ist dies nicht 
verwunderlich, da die Vorkommnisse im Gezi-Park eine Rolle in den bilateralen Beziehungen gespielt 
haben und in den analysierten Sprechakten auch thematisiert wurden. 
119

 Man kann nicht von mehr als einer Tendenz sprechen, da die Amtszeit Steinmeiers und die 
quantitative Anzahl an Sequenzen nicht ausreichen, um bereits von Handlungsregeln zu sprechen. 
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6.4.2 EU-Beitrittsprozess der Türkei: Annäherung statt Beitritt 

Dem seit 2005 laufenden Beitrittsprozess der Türkei zur Europäischen Union wird von 

deutscher Seite aus große Aufmerksamkeit gewidmet. Diesem werden nicht nur in den 

Koalitionsverträgen, wie bereits vorgestellt, eigene Passagen zuteil, vielmehr ist er 

auch in den analysierten Sprechakten immer wieder anzutreffen. Die Betrachtung aus 

Sicht der außenpolitischen Akteure während des Analysezeitraums wird in den 

folgenden Zeilen thematisiert. 

 

„Wir wollen diesen Stillstand, der übrigens Gründe auf beiden Seiten hat, 

überwinden. Mit der Eröffnung des Wettbewerbskapitels ist das möglich 

und sollte vorangetrieben werden. Auf türkischer Seite gehört dazu die 

Umsetzung des Ankara-Protokolls.“                                                      (WT4K11) 

 

Die Vertreter Deutschland sprechen sich dafür aus, den Beitrittsprozess, welcher sich 

in einer Art Stillstand befindet, wiederzubeleben. Dabei gibt es keine eindeutigen 

Schuldzuweisungen, weder an die EU noch die Türkei; jedoch ist ein neu entflammtes 

Interesse an einer Fortführung der Verhandlung von Seiten Deutschlands zu erkennen, 

da der aktuelle Stillstand relativ schnell überwunden werden soll. Wie sehr 

entschlossen man ist, endlich Fortschritte zu erzielen, verdeutlicht das Pochen auf eine 

„Umsetzung des Ankara-Protokolls“120 (ebd.). Zusätzlich gehen die deutschen 

außenpolitischen Vertreter davon aus, dass man sich gerade in einer günstigen Phase 

befindet, um den Prozess wiederzubeleben121. Jedoch wissen jene auch, dass der 

Prozess noch eine ganze Weile andauern wird und in Bezug auf das Endergebnis zwar 

beschleunigt, aber nicht beeinflusst werden kann. 

                                            
120

Es handelt sich hierbei um ein Problem der Zollunion zwischen Europäischer Union und der Türkei. 
Zwar unterschrieb die Türkei das Protokoll, welches die Zollunion um die im Jahre 2004 zur EU 
beigetretenen Nationen erweiterte. Jedoch wurde Zypern von türkischer Seite aus in einer Erklärung 
davon ausgenommen. Dabei zeigte sich die Türkei in diesem Punkt relativ hartnäckig gegenüber der EU 
und so ist die Warenverkehrsfreiheit zwischen beiden Länder bis heute nicht gewährleistet (Auswärtiges 
Amt: 2014b, o.A.). 
121

 Dies ergibt sich aus den Forderungen, den Prozess gerade zum damaligen Zeitpunkt 
wiederzubeleben. Allerdings wird Westerwelle an einer Stelle auch konkret, wenn er die jüngsten 
Wahlen in Europa als Anzeichen dafür nimmt, dass eine „türkeifreundlichere“ Atmosphäre entstanden 
sei, unter welcher eine Belebung des Beitrittsprozesses möglich ist (WT1K11, Mai 2012). 
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„Mehr und mehr erkennt man, dass sich die Gewichte in der Welt 

verschieben. Die Türkei ist heute wirtschaftlich und politisch an einem 

Punkt angekommen, den viele vor wenigen Jahren nicht für möglich 

gehalten haben.“                                                                                         (WT4K4) 

 

Das wiedererweckte Interesse Deutschlands an der Türkei bzw. das Interesse an einer 

Überwindung des Stillstandes des Beitrittsprozesses ist dabei auf deren 

Bedeutungsgewinn zurückzuführen. Das Mittelmeerland hat demnach in der jüngeren 

Vergangenheit einen Wandel erlebt, wobei wirtschaftlich und politisch viel erreicht 

wurde und die „Gewichte in der Welt“ (ebd.) sich zu Gunsten der Türkei verschoben 

haben122. Die Bedeutung, welche der Türkei von Seiten Deutschlands beigemessen 

wird, tritt dabei an vielen Stellen zu Tage, beispielsweise die bereits vorgestellte 

Vorbildfunktion für andere muslimische Länder in der Region123. 

 

„Deutschland steht zu diesem Prozess, dass diese Verhandlungen 

fortgeführt werden.“                                                                                (MT4K11) 

 

Für Deutschland und in spezieller Weise für die Bundeskanzlerin ist dabei klar, dass das 

Konzept der deutschen Anwaltschaft für die Türkei obsolet ist124. Die Türkei erfährt im 

Beitrittsprozess und den damit verbundenen Verhandlungen keine explizite 

Unterstützung von deutscher Seite, wie sie dies möglicherweise auf Grund der 

historischen Beziehungen erhoffte. Die deutschen Vertreter weisen aber des Öfteren 

                                            
122

 Interessant ist an dieser Stelle, dass beinahe ausschließlich der ehemalige Außenminister 
Westerwelle die Relevanz der Türkei für Europa betont. Auffällig ist auch die Quantität seiner Aussagen 
bezüglich dieses Themas, welche das Fehlen dieser Aussagen bei seinen Regierungskollegen 
kompensiert. 
123

 Ob der Glaube letztendlich auch mit dem Beitritt der muslimischen Türkei zur christlichen EU 
zusammenhängt, kann an dieser Stelle nicht geklärt werden. Eventuell existieren Einwände gegen einen 
EU-Beitritt, beispielsweise von Seiten der Christlich Demokratischen Union. Ob diese aber alleine auf 
Glaubensunterschiede zurückzuführen sind, ist fraglich. Westerwelle für seinen Teil spricht sich 
eindeutig gegen diese These aus, für ihn schließen sich ein islamischer Glaube und ein EU-Beitritt nicht 
aus (WT3K16, WT3K17). 
124

 Lediglich der ehemalige Außenminister Westerwelle sieht sich in einer Sequenz als „fairer Anwalt“ 
der Türkei (WT4K10) und meint damit, dass er dafür sorgen möchte, dass die Türkei auf europäischer 
Ebene ihren Fortschritten gemäß bewertet wird. 
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darauf hin, dass der Prozess nicht beeinflussbar ist und fortgesetzt werden muss. Somit 

ist keine gesonderte Unterstützung möglich. 

 

„Das ist unsere aktuelle Politik - unbeschadet der Tatsache, dass die Frage 

einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der CDU so gesehen wird, wie Sie das 

auch beschrieben haben125. Ich kann es auch so sagen: Das ist eine Frage, 

in der wir nicht übereinstimmen.“                                                         (MT4K14) 

 

Insbesondere die Kanzlerin und ihre Partei stimmen einem EU-Beitritt der Türkei nicht 

zu und verstehen sich daher auch in keinster Weise als „Anwalt“ der Türkei. Zwar 

werden die Beitrittsverhandlungen fortgeführt, da diese bereits vor deren Amtszeit als 

eine der regierenden Parteien begonnen wurden, jedoch wird sich die CDU und ihre 

Kanzlerin auf Grund ihrer Überzeugungen nicht in besonderem Maße für die Türkei 

einsetzen126. 

 

6.4.3 Türkische Außenpolitik: Im Interesse der internationalen Gemeinschaft im 

Nahen und Mittleren Osten 

Dass eine gemeinsame Außenpolitik zwischen Deutschland und der Türkei besteht, 

wurde bereits im Kapitel „Gemeinsame Außenpolitik“ vorgestellt. Nun soll jedoch die 

türkische Außenpolitik im Speziellen bzw. die Betrachtung dieser durch die deutschen 

außenpolitischen Vertreter noch einmal vorgestellt werden, da diese in jüngster 

Vergangenheit durch die Vorkommnisse in unmittelbarer Nähe des Landes am 

Bosporus eine besondere Aufmerksamkeit erfährt. Insbesondere die Umbrüche im 

Nahen Osten und aktuell vor allem die Zustände im Irak und Syrien sind es, welche der 

                                            
125

 Die gestellte Frage lautete: „Ich habe eine Frage zu den Beitrittsverhandlungen der Türkei mit der EU. 
Was ich gerne wissen möchte, ist, warum die Verhandlungen auch namens der deutschen 
Bundesregierung ergebnisoffen geführt werden, es allerdings laut Ihrer Partei, also der CDU, nur eine 
privilegierte Partnerschaft geben soll. Ist das nicht ein Widerspruch? Wie muss man also verstehen, dass 
Sie als Vorsitzende der Partei im Prinzip eigentlich nur die privilegierte Partnerschaft wollen und die 
Bundesregierung ergebnisoffene Gespräche führt?“ (MT4) 
126

 Zwar betonen die Vertreter der deutschen Außenpolitik an vielen Stellen, dass man auf den Prozess 
selbst keinen Einfluss nehmen kann. Jedoch zeigt beispielsweise das Verhalten des ehemaligen 
Außenministers als „fairer Anwalt“ der Türkei, dass, wenn man Interesse an einem Türkei-Beitritt hat, 
doch das ein oder andere hierfür unternommen werden kann. 
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türkischen Außenpolitik eine erhöhte Beachtung von Seiten Deutschlands einbringt, 

wobei der Türkei bei der Lösung der Konflikte eine Sonderrolle zugeschrieben wird. 

 

„Das gilt besonders für die dramatische Lage an der syrischen Grenze. Als 

Nato-Partner stehen wir Deutsche an der Seite der Türkei. Die 

Besonnenheit, mit der die türkische Regierung handelt, hat unsere 

Anerkennung und unsere Solidarität.“                                                  (WT2K12) 

 

Zunächst ist festzuhalten, dass Deutschland dem türkischen Partner bezüglich dessen 

Außenpolitik vertraut, da dieser sich in Extremsituationen bewährt zu haben scheint. In 

der Sequenz wird dabei die Lage in Syrien angesprochen, im Besonderen die Lage an 

der Grenze zur Türkei. Gerade hier kann das Land eine Problemlösung im Sinne 

Europas forcieren, zumindest geht Westerwelle davon aus, dass eine Beseitigung der 

Probleme möglich ist und die Türkei genau dies umsetzen kann, auch mit Beihilfe 

Deutschlands. 

 

„Deutschland hat seit 2011 28.000 syrische Flüchtlinge aufgenommen. Das 

ist, verglichen mit der Türkei, nicht viel, aber wir sind in Europa auch dabei, 

für noch mehr Unterstützung zu werben.“                                          (MT2K15) 

 

Gerade aber wenn die gemeinsame Problembewältigung ansteht und die Türkei 

entlastet werden soll zeigt Deutschland mit dem Finger auf Europa und fordert, dass 

die Last auf allen Schultern verteilt wird127. Man erkennt dabei die Leistungen des 

türkischen Partners unmittelbar vor Ort an, lässt aber auch wissen, dass Europa noch 

                                            
127

 Dies ist gegenüber der Türkei allerdings keine neue Handlungsweise; bereits als die monetäre 
Unterstützung des Landes in der Vergangenheit notwendig war, pochte Deutschland auf eine 
angemessene Aufteilung der Hilfen, damals sollte vor allem die USA einen wichtigen Teil der Hilfen 
übernehmen. Gepaart war dieses Interesse Deutschlands in der Vergangenheit damit, keine Sonderrolle 
im internationalen Rahmen zu übernehmen. Ob der Wunsch, diese Position auch heute nicht zu 
übernehmen obsolet ist oder nach wie vor seine Gültigkeit besitzt, soll an dieser Stelle nicht diskutiert 
werden.  
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eine ganze Weile brauchen wird, um der Türkei und den syrischen Flüchtlingen Hilfen 

in einem angemessenen Umfang zukommen zu lassen.  

Die Leistung der Türkei wird also anerkannt. Unterstützung in einem Maße, welche 

dem Umfang der Katastrophe gerecht werden würde, stellt man aber nicht oder nur in 

ferner Zukunft und im Rahmen der Europäischen Union in Aussicht. 

 

6.4.4 Zwischenfazit 

Die Türkei nimmt für die EU und damit auch für Deutschland eine wichtige Rolle ein: 

Als Nation mit Vorbildcharakter für andere Länder mit mehrheitlich muslimischer 

Bevölkerung ist sie eine Art Test, ob der Islam und die Demokratie nach westlichem 

Vorbild miteinander vereinbar sind und ob eine Verbindung zwischen Europa und den 

muslimischen Ländern möglich ist. Deshalb, auf Grund ihrer Nähe zu aktuellen 

Krisengebieten, ihrem Bedeutungsgewinn, bedingt durch den wirtschaftlichen 

Aufschwung sowie ihrer Außenpolitik ist die Türkei ein überaus wichtiger Partner für 

die EU und Deutschland. Die Vertreter deutscher Außenpolitik möchten daher eine 

größere Annäherung der beiden Seiten erreichen, auch wenn sie einem EU-Beitritt 

teilweise skeptisch gegenüber stehen und eine deutsche Anwaltschaft für das Land am 

Bosporus ein obsoletes Konzept darstellt. 
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7 Methodische Reflexion 

Abschließend und bevor die eigentlichen Ergebnisse dieser Arbeit zusammengefasst 

und noch einmal aufbereitet werden, soll nun erneut näher auf die verwendete 

Methode der Grounded Theory eingegangen werden. Prinzipiell war diese für die 

Fragestellung und deren Ausarbeitung sehr gut geeignet. Im Folgenden sollen Vor- und 

Nachteile der GT erörtert werden, welche sich während des Forschungsprozesses 

offenbarten.  

Ein entscheidender Vorteil der Methode war die Anfertigung von Kommentaren und 

die penible Auflistung der Gedankengänge bezüglich einer Sequenz, da die Arbeit von 

einer Person angefertigt wurde. Diese dienten dabei vor allem der Nachvollziehbarkeit, 

waren aber auch als Gedächtnisstütze eine Hilfe. 

Ebenfalls bewährt hat sich die Methode in Bezug auf das Datenmaterial. Zum einen 

war dieses ziemlich umfangreich, zum anderen musste eine Auswahl getroffen 

werden. Sowohl was Umfang als auch die Auswahl des Analysematerials betrifft hat 

die Methode sehr zum Gelingen der Arbeit beigetragen. Insbesondere die 

Entscheidungsfindung der Texte wurde erleichtert, da in bestimmten 

Themenbereichen, welche im Forschungsprozess nicht eingehend durchleuchtet 

wurden, dem Datenkorpus neues Analysematerial hinzugefügt werden konnte. 

Außerdem konnten, durch die offene Herangehensweise welche durch die Methode 

ermöglicht wird, zu Beginn der Arbeit die, aus Sicht der deutschen außenpolitischen 

Akteure, wichtigsten Felder der deutschen Türkeipolitik relativ simpel generiert 

werden128. Anhand dieser „Basen“ konnte dann ausgesucht werden, in welche 

Richtung weitergeforscht werden sollte, um Unklarheiten zu beseitigen und den 

Datenkorpus sinnvoll zu erweitern. 

Ein wenig unsicher ist der Autor jedoch bezüglich den nicht selbst von den Akteuren 

verfassten Reden und Sprechakten, welche analysiert wurden. Grundlegend für die 

Methode ist das Untersuchen auf Sinneinheiten, allerdings wird dabei davon 

ausgegangen, dass ein Akteur selbst für das Gesagte oder Geschriebene verantwortlich 

                                            
128

 So waren vor allem in den allgemein gehaltenen Beiträgen zu den deutsch-türkischen Beziehungen 
die zentralen Bereiche für die außenpolitischen Akteure auf deutscher Seite einigermaßen einfach 
ausfindig zu machen. 
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ist bzw. dieses seinen Gedankengängen entspringt. Dies ist jedoch gerade in Bezug auf 

Reden politischer Akteure nicht immer der Fall, da diese sehr wahrscheinlich in den 

meisten Fällen nicht direkt von den Außenministern oder der Bundeskanzlerin verfasst 

wurden. Dieser Umstand wird sicherlich von der Tatsache relativiert, dass diese 

Vorgaben machen; jedoch kann der Vorwurf dadurch nicht vollständig entkräftet 

werden. 

Darüber hinaus wird von den jeweiligen Akteuren versucht, über eigene Aussagen eine 

gewisse Außenwirkung zu erzielen, sodass ebenso berücksichtigt werden muss, dass 

manche Sprechakte eventuell gezielt über- oder untertrieben formuliert sind. 
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8 Fazit 

Grundlegend für die Ergebnisse dieser Arbeit ist die Rückbesinnung auf die eigentliche 

Fragestellung: Die Handlungsregeln deutscher Türkeipolitik sowie ein Vergleich dieser 

in den Jahren 2011 bis 2014129. In einem der letzten Kapitel soll noch einmal resümiert 

und die wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst werden.  

Einer der zentralen Befunde ist die Verbindung des pragmatischen Handelns der 

Bundesregierung und der strategisch wichtigen Position der Türkei. Diese Position 

speist sich dabei aus der geografischen Lage, aus dem wirtschaftlichen Aufschwung 

und dem Einfluss der Türkei in einer instabilen Region. Insbesondere der 

wirtschaftliche Aufschwung der vergangenen Jahre führte zu einer stärkeren Position 

im Nahen und Mittleren Osten. Dabei ist zu beachten, dass es für die westlichen 

Partner zur Türkei nahezu keine Alternativen in dieser Region gibt. Die Türkei gewann 

darüber hinaus noch an Relevanz, nicht nur durch die wirtschaftlich positive Lage, 

sondern auch durch Krisen in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft, so etwa in Syrien und 

dem Irak. Dies zeigte sich vor allem an einem erhöhten Interesse der analysierten 

Akteure und den Koalitionsverträgen. Den Vertretern der deutschen Außenpolitik ist 

somit daran gelegen, in den Beziehungen zur Türkei durch einen starken Partner den 

eigenen Einfluss und Handlungsspielraum in der Region zu vergrößern.  

Hierbei gilt es auch, im „europäischen Sinn“ zu handeln. Dabei ist die Türkei ein 

Exempel für die übrigen muslimisch geprägten Staaten im Nahen und Mittleren Osten 

sowie in Nordafrika. Wenn die Annäherung und „Eingliederung“ gelingen sollte, 

könnten eventuell auch weitere Staaten aus diesen Gebieten folgen bzw. sich 

zumindest der Europäischen Union annähern, was eine größere Einflusssphäre für 

diese und damit auch Deutschland mit sich bringen würde. Auch deshalb ist deutsche 

Außenpolitik darauf bedacht, im europäischen Rahmen für eine Annäherung 

zwischen der Türkei und der EU zu sorgen. Dabei wird insbesondere der zügige 

Abschluss des Beitrittsprozesses forciert. 

Gegen ein uneingeschränktes Vertrauen in die türkische Regierung sprechen auch die 

Sequenzen, welche ein deutsches „Engagement“ bezüglich der Veränderungen in der 

                                            
129

 Der Vergleich folgt im Kapitel Ausblick. 
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Türkei zeigen. Deutsche Türkeipolitik ist darauf aus, den Transformationsprozess 

eines Landes an der Peripherie Europas zu begleiten, da man kein Risiko eingehen 

will, dass die Türkei sich in eine andere Richtung orientiert130. 

Diesen größtenteils positiven Zukunftsaussichten stehen allerdings Unsicherheiten im 

Bezug auf den türkischen Partner gegenüber. Sie sind teilweise bereits im 

Koalitionsvertrag verankert. Dort konnte man sich auf deutscher Seite nicht 

entscheiden, welchen Status die Türkei erhält; ob sie lediglich ein Nachbar von Vielen 

ist, eine besondere Rolle zugeschrieben bekommen soll oder gar als potentielles 

Mitglied der EU betrachtet werden sollte. Auch im analysierten Material taucht diese 

Unsicherheit des Öfteren auf, so beispielsweise bezüglich der demokratischen 

Entwicklung und der Transformation des Staates, in den neueren Sprechakten aber vor 

allem gegenüber dem türkischen Ministerpräsidenten Erdogan. Vertreter deutscher 

Außenpolitik sind sich unschlüssig, wo die Türkei einzuordnen ist und ob sie das 

Prädikat als zuverlässiger Partner verdient. Die Unruhen rund um den Gezi-Park 

haben der deutschen Regierung beispielsweise gezeigt, dass die demokratische 

Entwicklung innerhalb des Landes noch nicht so weit fortgeschritten ist, wie man sich 

dies eigentlich erhofft hatte. Deshalb soll nichts überstürzt werden; auch ein EU-

Beitritt muss noch warten. Die genannten Unsicherheiten genauer zu ergründen wäre 

hierbei eine mögliche Fragestellung für eine weitere Forschungsarbeit. Bezüglich der 

Außenpolitik des Landes vertraut Deutschland aber der türkischen Regierung. 

Darüber hinaus beeinflussen die besonderen bilateralen Beziehungen die 

Außenpolitik Deutschlands gegenüber der Türkei. Standen in der Vergangenheit noch 

die „erbfreundschaftlichen Beziehungen“ im Vordergrund, so speist sich diese 

„Einzigartigkeit“ heute eher aus den Migrationsströmen zwischen beiden Ländern. 

Auch auf dem Gebiet der Ökonomie ist man eng miteinander vernetzt, wobei 

Deutschland als Handelspartner für die Türkei eine sehr wichtige Rolle einnimmt, vice 

versa dies jedoch nicht der Fall ist. 

Diese Ergebnisse zusammenfassend kann formuliert werden, dass die Türkei für 

Deutschland und Europa das sicherste Mittel zum Zweck darstellt. So ist sie ein 

einflussreiches Land in einer instabilen Region, wobei es selbst als zuverlässiger 

                                            
130

 Beispielsweise eher in Richtung „Orient“ statt Richtung „Okzident“. 
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Partner gilt, was betreffend der übrigen, hauptsächlich muslimisch geprägten Länder 

im Nahen und Mittleren Osten eine Besonderheit darstellt. Ihre strategisch wichtige 

Position rundet dabei die Relevanz für die westlichen Partner vollends ab, welche 

durch das Mittelmeerland ihre eigene Einflusssphäre erweitern möchten, um in den 

Krisengebieten des Nahen Ostens mit einem Partner „vor Ort“ eingreifen zu können. 

Die Ergebnisse bestätigen die Betrachtungsweise Hellmanns, der von einer 

„instrumentell verstandene[n] Neuausrichtung multilateraler deutscher Außenpolitik“ 

(Hellmann et.al.: 2007, S. 36) ausgeht, welche den Einfluss Deutschlands in der Welt 

erhöhen soll. Allerdings steht in zunehmendem Maße der europäische Einfluss im 

Vordergrund.  

Auch die Einschätzung Teuberts, wonach Deutschland eine immer stärkere Rolle im 

Nahen und Mittleren Osten übernehme, wird durch die Ergebnisse dieser Arbeit 

unterstützt. 

Bezüglich der Koalitionsverträge lassen sich viele Handlungsvorgaben in den 

analysierten Materialien wiederfinden. So werden von Vertretern deutscher 

Außenpolitik in zunehmendem Maße europäische Interessen verfolgt, wobei vor allem 

eine Annäherung der Türkei an die Europäische Union im Vordergrund steht. Deshalb 

wird eine Vertiefung der Beziehungen zwischen Türkei und EU forciert. Auch die 

Unsicherheit, ob man die Türkei als Nachbarland, als strategischen Partner oder als 

baldiges EU-Mitglied behandeln solle, findet sich in den analysierten Texten wieder. 

Die Akteure deutscher Außenpolitik handeln teilweise aber auch inkonsequent: Wenn 

die „unbedingte Achtung der Werte, auf denen auch die EU fußt, wie Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit sowie Religions- und Meinungsfreiheit, und deren innerstaatliche 

Durchsetzung (…) Voraussetzung für weitere Fortschritte“ (Koalitionsvertrag: 2013, S. 

115) sind, hätten jüngste Vorkommnisse in der Türkei, wie beispielsweise die Proteste 

auf dem Taksim-Platz, wohl mehr im Mittelpunkt stehen und angeprangert werden 

sollen, als dies der Fall war. Im Anschluss hieran ließe sich die Frage stellen, ob 

deutsche Außenpolitik im Falle der Türkei werteorientiert agiert oder ob es nicht eher 

geostrategische und machtpolitische Interessen sind, von welchen das Handeln 

vorrangig geleitet wird. 
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8.1 Ausblick 

Ein Teil der Fragestellung und damit auch eine Zielsetzung dieser Arbeit ist der 

Vergleich deutscher Türkeipolitik in den Jahren 2011 bis 2014. Inwiefern hat sich also 

das Verhalten Deutschlands gegenüber der Türkei verändert?131 

Zunächst ist zu konstatieren, dass deutsche Außenpolitik gegenüber der Türkei in 

zunehmendem Maße auch europäische Außenpolitik bedeutet.132 Ob damit im 

Allgemeinen Abstand von einer eigenständigen deutschen Außenpolitik genommen 

wird kann natürlich nicht beurteilt werden; dies wäre aber eine interessante 

Fragestellung einer weiteren Forschungsarbeit. Jedoch könnte diese Tendenz dazu 

führen, dass zukünftige Analysen bezüglich der Türkeipolitik auf europäischer Ebene 

ausgeführt werden müssen. 

Auch der Wechsel des Außenministerpostens brachte zumindest eine veränderte 

Betrachtungsweise: Stand Guido Westerwelle noch voll und ganz hinter dem 

türkischen Partner133, ist Frank-Walter Steinmeier eher abwartend und möchte zu 

Beginn seiner zweiten Amtszeit als Außenminister den türkischen Partner erst näher 

kennenlernen. Allerdings sieht auch er in der Türkei einen geostrategisch wichtigen 

Verbündeten. Deshalb ist wohl davon auszugehen, dass die bisherige Außenpolitik 

Westerwelles auch vom amtierenden Außenminister weiterverfolgt und eine gewisse 

Kontinuität beibehalten wird. Ob es auf Grund der unterschiedlichen Wahrnehmung zu 

einer marginalen Veränderung kommt, müsste zu einem späteren Zeitpunkt 

untersucht werden, wenn Steinmeier sein Amt bereits eine längere Zeit inne hat und 

mehr Analysematerial hierzu vorhanden ist. 

Kaum verändert hingegen hat sich die Sichtweise der CDU und der Bundeskanzlerin. 

Diese sind zwar weiterhin für eine Annäherung, jedoch gegen einen Beitritt der 

Türkei zur Europäischen Union. Somit wird, zumindest für die aktuelle 

                                            
131

 Eine Ansiedlung der Unterschiede und Gemeinsamkeiten wäre auch im Abschnitt „Fazit“ passend 
gewesen, jedoch haben diese Veränderungen (m. E. nach) eine so unmittelbare Auswirkung auf die 
zukünftige Türkeipolitik, dass diese nun erst präsentiert werden. 
132

 Dies kann man bereits dem Koalitionsvertrag entnehmen. Allerdings wird diese Annahme durch die 
quantitative Nennung der Bedeutung der Türkei vor allem für Europa in den „neueren“ 
Analysematerialien untermauert. 
133

 Beispielsweise als er sich als „fairer Anwalt der Türkei“ (WT4) betitelt. 
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Legislaturperiode, wohl kein übermäßiger Einsatz für einen Beitritt der Türkei zu 

erwarten sein. 

In naher Zukunft ist davon auszugehen, dass deutsche außenpolitische Akteure die 

Zusammenarbeit mit der Türkei noch vertiefen werden. Dies rührt zum einen aus der 

geostrategischen Position der Türkei, die in jüngster Vergangenheit noch verstärkt 

wurde, zum anderen aus einer Außenpolitik im europäischen Interesse. Gerade dieses 

Interesse lässt vermuten, dass sich Deutschland für eine stärkere Anbindung der Türkei 

an Europa einsetzt. Ein EU-Beitritt wird allerdings nicht unterstützt, was in beiden 

Koalitionsverträgen und den Beiträgen der Bundeskanzlerin verdeutlicht wurde. Eine 

plötzliche Veränderung ist hier eher nicht zu erwarten. Aus welchen Gründen der 

Beitritt jedoch nicht stattfinden soll ist fraglich; möglicherweise liegt es an der 

mangelnden Pressefreiheit in der Türkei, der Verletzung von Menschenrechten und 

dem Umgang mit Minderheiten sowie einem zu großen Risiko für die europäische 

Ökonomie134 (vgl. Weisser: 2013). 

Auch bisherige „Ungereimtheiten“ bezüglich der demokratischen Entwicklung der 

Türkei werden auf Grund der Relevanz des Landes für Deutschland und Europa eher 

„unter den Teppich gekehrt“ als ausführlich behandelt135. Allerdings könnten die 

zunehmend autoritären Tendenzen des Ministerpräsidenten (Gottschlich: 2013) 

schnell dazu führen, dass sich dies ändert.136 

 

                                            
134

 Wobei gerade die ökonomische Begründung durch den Aufschwung der Türkei immer weniger 
Gewicht haben dürfte. 
135

 Hierzu gehört beispielsweise die Einschätzung Westerwelles, dass es während der Demonstrationen 
um den Taksim-Platz zwar zu einzelnen Verfehlungen seitens der Sicherheitskräfte gekommen sei, sonst 
allerdings wenig Grund zur Sorge bestünde (WT3). 
136

 Hierbei kommt es größtenteils auf das Verhalten der Türkei und ihres Ministerpräsidenten an, sodass 
hier eine Zukunftsprognose kaum möglich sein dürfte. 
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